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Die Aufrechnung im Steuerrecht von Regierungsrat Dr. Hager, Lehrer an der Reichsfinanzschule Berlin 
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1. Die bürgerlich rechtlichen Grundſätze der Aufrechnung 

Im Verkehr ſtehen ſich oft dieſelben Perſonen zugleich 
als Gläubiger und als Schuldner gegenüber. In dieſen 
Fällen iſt eine wechſelſeitige Tilgung beider Forderungen 
durch Aufrechnung denkbar. Aufrechnung iſt die Til- 
gung einer Forderung durch Ausgleichung 
mit einer Gegenforderung. Dieſe kann geſchehen 
durch Vereinbarung beider Parteien, alſo durch einen Ver⸗ 
trag. Ein ſolcher Ausgleichsvertrag iſt ein gegenſei⸗ 
tiger Erlaß vertrag. Die Wirkungen dieſes Ver⸗ 
trages beſtimmen ſich nach dem Willen der Parteien, die 
grundſätzlich an die geſetzlichen Aufrechnungsvorausſetzungen 
nicht gebunden ſind, da allgemein im bürgerlichen Recht 
Vertragsfreiheit gilt. 

In den meiſten Fällen wird aber im Verkehr die Auf⸗ 
rechnung nicht durch einen Vertrag geregelt, ſondern erfolgt 
ſie ohne Zuſtimmung des Gläubigers, dem 
gegenüber der Schuldner aufrechnet. Die Aufrechnung iſt 

anach ein einſeitiges empfangsbedürftiges 
Rechtsgeſchäft des Aufrechnenden. Das BGB (88 387 
bis 396) ordnet nur dieſes geſetzliche Recht zur Auf⸗ 
rechnung. Sind die geſetzlichen Vorausſetzungen für die 
Aufrechnung vorhanden, ſo hat jeder Teil das Recht, mit 
einer Forderung gegen die Forderung des anderen Teiles 
aufzurechnen. Die Aufrechnung erfolgt durch Erklärung 
gegenüber dem anderen Teil. Die Erklärung iſt unwirk⸗ 
ſa m, wenn ſie unter einer Be di ngung oder einer Zeit⸗ 

e ſtimmung abgegeben wird. Trotzdem die Aufrech⸗ 
nung ein bedingungsfeindliches Rechtsgeſchäft iſt, gilt die 
Eventualaufrechnung im Prozeß allgemein als zu⸗ 
läſſig. Nach der vom Reichsgericht anerkannten Beweis 
erhebungstheorie hat der Richter zunächſt die 
Hauptforderung des Klägers zu prüfen und erſt wenn ſich 
dieſe als begründet erweiſt, die Aufrechnung des Beklagten 
in Betracht zu ziehen und, wenn ſie zuläſſig iſt, die Klage⸗ 
orderung als durch Aufrechnung getilgt zurückzuweiſen. 

Die Aufrechnung ſetzt voraus, daß die Forderungen 
gegenſeitig, gleichartig, gültig und fällig 


6. Die Unzuläſſigkeit, 

7. Die Wirkung der Aufrechnung, 

8. Das Verfahren bei der Aufrechnung, 
9. Die Rechtsmittel bei der Aufrechnung. 


ſind. Unzuläſſig iſt die Aufrechnung gegen eine For⸗ 
derung aus einer vorſätzlich begangenen unerlaubten Hand⸗ 
lung, gegen eine unpfändbare Forderung und grundſätzlich 
$ 395 BGB gemäß gegen eine Forderung des Reichs oder 
eines Landes, ſowie gegen eine Forderung einer Gemeinde 
oder eines anderen Kommunalverbandes, es ſei denn, daß 
die Leiſtung an dieſelbe Kaſſe (statio fisci) zu erfolgen hat, 
aus der die Forderung des Aufrechnenden zu berichtigen iſt. 

Dieſe Grundſätze des BGB find auf die Aufrechnung 
nach Steuerrecht entſprechend anzuwenden, ſoweit nicht 
die Reichsabgabenordnung ($ 124), die Bei⸗ 
treibungsordnung (8832 bis 34), die Amts⸗ 
kaſſenordnung ($ 53), die Dritte Steuer⸗ 
notverordnung (Artikel IX 8 60) vom 
14. Februar 1924 (RG Bl 1924 S. 89) eine andere 
Regelung treffen. Da die Vorausſetzungen für die Aufrech⸗ 
nung im Steuerrecht teilweiſe eine Ergänzung und Ande⸗ 
rung erfahren haben, müſſen dieſe eingehend einer Nach⸗ 
prüfung unterzogen werden. 


2. Die Gegenſeitigkeit 

Die Forderung, mit der aufgerechnet wird, und die 
Forderung, gegen die aufgerechnet wird, müſſen zwiſchen 
denſelben Perſonen beſtehen. Daher kann einem 
Geſamtgläubiger gegenüber nicht zur Aufrechnung 
gebracht werden, was ſein Mitgläubiger ſchuldet, umgekehrt 
darf ein Geſamtſchuldner ebenfalls nur mit Forderungen 
aufrechnen, die ihm ſelbſt zuſtehen, nicht etwa mit Forde⸗ 
rungen ſeiner Mitſchuldner. Aus dieſem Grund kann z. B. 
ein Haftungsſchuldur nur mit eigenen Gegenforde⸗ 
rungen aufrechnen, aber nicht mit Forderungen des Selbſt⸗ 
ſchuldners. 

$ 395 BGB, der die Aufrechnung gegen eine Forderung 
des Reichs ausſchließt, wenn die Leiſtung nicht an dieſelbe 
Kaſſe zu erfolgen hat, iſt für den Geltungsbereich der 
Reichsabgabenordnung wegen der gegenteiligen Sondervor⸗ 
ſchriften des § 124 AO und 88 32, 33 Beitr grundſätzlich 
nicht anwendbar. 8 32 Abſatz 3 BeitrO gemäß kann 
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eine Kaffe der Finanzverwaltung (bzw. die Vollſtreckung⸗ 
ſtelle eines Finanzamts oder Hauptzollamts) gegen Forde⸗ 
rungen, die aus einer anderen Kaſſe der Reichs⸗ 
finanzverwaltung zu begleichen ſind, aufrechnen. 
Vorausſetzung iſt, daß die Stelle, der es obliegt, den vom 
Reich geſchuldeten Betrag auszuzahlen oder Anweiſung zur 
Auszahlung zu erteilen, die Vollſtreckungſtelle um die Auf⸗ 
rechnung erſucht hat. Darüber hinaus kann die Reichs⸗ 
finanzverwaltung aufrechnen auch gegen Forderungen von 
Steuerpflichtigen, die das Reich aus einer nicht 
dem Reichsminiſter der Finanzen unter ⸗ 
ſtellten Kaſſe zu begleichen hat. Von dieſer Möglich⸗ 
keit darf jedoch die Vollſtreckungſtelle eines Finanzamts 
oder Hauptzollamts nur auf Erſuchen der betreffenden Kaſſe 
und nur mit Genehmigung des Oberfinanzpräſidenten Ge⸗ 
brauch machen. § 32 Abſatz 3 BeitrO gemäß ſoll der Ober⸗ 
finanzpräſident die Genehmigung nur ausnahmsweiſe er- 
teilen. Abweichend hiervon beſtimmt jedoch der Erlaß des 
Reichsminiſters der Finanzen vom 30. Juli 1936 — 0 2150 
— 66 III —, daß die Genehmigung den Finanzämtern all⸗ 
gemein zu erteilen iſt (ſiehe auch 8 53 Amtskaſſen⸗ 
ordnung). 

Ob die Forderung der Reichsfinanzver⸗ 
waltung, mit der ſie aufrechnet, auf Steuergeſetzen be⸗ 
ruht, alſo öffentlich⸗rechtlicher Natur iſt, oder ob ſie bürger⸗ 
lich⸗rechtlicher Art iſt, iſt grundſätzlich unerheblich. Die 
Reichsfinanzverwaltung kann dem Steuerpflichtigen gegen— 
über Sowohl mit bürgerlich- rechtlichen An 
ſprüchen wie mit Forderungen auf Grund 
von Steuergeſetzen aufrechnen. Rechnet das Reich 
mit bürgerlich-rechtlichen Anſprüchen auf, jo kommen bier- 
für allein die Vorſchriften des BGB zur Anwendung. Rech⸗ 
net das Reich mit Steueranſprüchen auf, ſo gelten hierfür 
die ſteuerrechtlichen Vorſchriften. Zu den Geldanſprüchen, 
die dem Reich auf Grund der Steuergeſetze zuſtehen (§ 124 
AO, § 32 Beitr), gehören z. B. Steuern, Zuſchläge, Geld⸗ 
ſtrafen, Erzwingungſtrafen, Sicherungsgelder und Koſten 
aller Art. 


Anderſeits hat auch der Steuerpflichtige grund⸗ 
ſätzlich die Möglichkeit, gegen Steueranſprüche der Reichs⸗ 
finanzverwaltung mit Forderungen gegen eine andere Kaſſe 
der Reichsfinanzverwaltung oder gegen eine andere Kaſſe 
des Reichs aufzurechnen. Ein Steuerpflichtiger kann z. B. 
gegen die Steuerforderung eines Finanzamts oder Haupt- 
zollamts aufrechnen mit einer Forderung, die er gegen die 
Heereskaſſe, Juſtizkaſſe, das Hauptverſorgungsamt uſw. hat. 
Die Steuerpflichtigen ſind dagegen ausnahmsweiſe nicht 
berechtigt, mit Anſprüchen, die ſich gegen eine Betrie bs ⸗ 
verwaltung (Eiſenbahnverwaltung oder Poſtverwal⸗ 
tung) des Reichs richten, gegen Steueranſprüche des Reichs 
aufzurechnen (Artikel IX § 60 der Dritten Stenernotverord- 
nung vom 14. Februar 1924). 

Die Steuerpflichtigen können grundſätzlichnurgegen 
Steueranſprüche aufrechnen. 8 33 Abſatz 1 BeitrO 
gemäß handelt es ſich hierbei nur um die im § 6 Abſatz 3 
rn 1 bis 3 Beitr bezeichneten Steueranſprüche und die 
darauf entfallenden Zinſen und Koſten. Hierzu gehören: 
Steuern (§ 1 AO), Stenerzufchläge ($ 168 Abſatz 2 Satz 1 
AO), unter den Vorausſetzungen des §8 96 AD von dem 
Vollſtreckungsſchuldner zurückzuerſtattende Beträge, die ihm 
zu Unrecht entweder erſtattet oder vergütet worden ſind, und 
die auf dieſe Anſprüche entfallenden Zinſen, Säumniszu⸗ 
ſchläge und Koſten. Gegen andere Anſprüche der Reichs⸗ 
finanzverwaltung aus dem ſteuerrechtlichen Verhältnis wie 
3. B. auf Geldſtrafen, Erſatzſtrafen, Erzwingungsgeldſtrafen 
und Sicherungsgelder können die Steuerpflichtigen nicht 
aufrechnen. Ebenſo beſteht für fie kein Rechtsan⸗ 
ſpruch auf Aufrechnung gegen eine bürgerlich⸗ 
rechtliche Forderung der Reichsfinanzverwaltung 
mit einer auf einem Steuergeſetz beruhenden Forderung. 
Beiſpiel: 

Das Finanzamt hat in ſeinem Gebäude zwei Räume an 
einen Steuerpflichtigen zu Bürozwecken vermietet. Der 
Steuerpflichtige will gegen den Mietzinsanſpruch des Reichs 
ſeinen Erſtattungsanſpruch aus überzahlter Einkommenſteuer 
aufrechnen. Das iſt unzuläſſig. 


Die Steuerpflichtigen können gegen bürgerlich⸗ rechtliche 
Forderungen der Reichsfinanzverwaltung nur mit ebenfalls 
bürgerlich⸗rechtlichen Forderungen aufrechnen. Darauf fin⸗ 
den dann nur die Vorſchriften des BGB Anwendung. 
Beiſpiel: 

Der Steuerpflichtige will mit ſeiner Kaufgeldforderung 
aus Kohlenlieferung an das Hauptzollamt dieſem gegenüber 
aufrechnen gegen die Kaufgeldforderung des Hauptzollamts 
aus der Lieferung von Altpapier an ihn. Das iſt zuläſſig. 


Ob die Forderung, mit der ein Steuerpflichtiger auf⸗ 
rechnen will, öffentlich⸗rechtlicher oder bürgerlich ⸗xechtlicher 
Art iſt, iſt unerheblich. 

Beiſpiel: 

Der Steuerpflichtige will mit ſeiner Kaufgeldforderung 
aus Lieferung von Büromaterial an das Finanzamt dieſem 
gegenüber aufrechnen gegen die Einkommenſteuerforderung 
des Finanzamts. Das iſt zuläſſig. 

Gegenſeitigkeit der Forderungen liegt auch dann vor, 
wenn ein Steuerpflichtiger einen rechtskräftig feſtgeſtellten 
Anſpruch auf Erſtattung von Einkommenſteuer hat, und 
gegen ihn fällige Steueranſprüche aus Landes ⸗, 
Gemeinde- oder Kirchenſteuern oder aus 
anderen unter 818 Nr 5 A O fallenden öffentlich⸗ 
rechtlichen Abgaben beſtehen, deren Verwaltung (insbeſon⸗ 
dere deren Erhebung) dem Finanzamt obliegt. Der Reichs⸗ 
finanzhof hat in dieſem Fall die Aufrechnung ſowohl für 
das Finanzamt wie für den Steuerpflichti⸗ 
gen für zuläſſig erklärt (Gutachten des RH vom 
14. Mai 1934 — Gr. S. D 6/32 RStBl 1934 S. 643). Zur 
Begründung hat der Reichsfinanzhof ausgeführt, daß die 
Reichsfinanzbehörden ſtets als Behörden des 
Reichs handeln, auch ſoweit ſie Landesſteuern uſw. ver⸗ 
walten. Auch in dieſen Fällen handelt das Reich im eigenen 
Namen und nicht etwa im Namen der Länder, Gemeinden 
oder anderer öffentlich-rechtlicher Körperſchaften. Nach 
Artikel 2 des Geſetzes vom 30. Januar 1934 über den Neu⸗ 
aufbau des Reichs (RGBl 1934 Teil I ©. 75) find die 
Hoheitsrechte der Länder auf das Reich über⸗ 
gegangen. Die Landesregierungen unterſtehen der Reichs- 
regierung. Den Ländern ſteht ſomit weder die Steuer⸗ 
hoheit, noch die Steuerverwaltungshoheit mehr zu. Die 
Länder können nur noch Hoheitsrechte wahrnehmen, ſoweit 
ſie ihnen vom Reich zurückübertragen werden. 
Das Reich iſt daher hinſichtlich aller von den Finanz⸗ 
ämtern verwalteten Reichs-, Landes-, Gemeinde- und 
Kirchenſtenern ſowie anderen Abgaben der im 8 18 Ar 5 AO 
bezeichneten Art Steuergläubiger. Damit iſt die 
Gegenſeitigkeit der Forderungen in dieſen Fällen gegeben. 
Auf demſelben Standpunkt ſteht auch im Ergebnis der 
Runderlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 27. Junt 
1932 (RStBl 1932 S. 642) und ein Beſchluß des Kammer⸗ 
gerichts vom 12. April 1984 (Juriſtiſche Wochenſchrift 1934 
S. 1860). 

Das BGB läßt in einigen Ausnahmefällen die Auf⸗ 
rechnung auch dann zu, wenn eine Gegenſeitigkeit der For⸗ 
derungen nicht gegeben iſt (z. B. 88 268, 1142, 1124, 1249, 
1376 und 406 BGB). Davon iſt bei weitem der wichtigſte 
Fall der der Forderungsabtretung. Die Aufrech⸗ 
nungsbefugnis bleibt grundſätzlich auch beſtehen, wenn die 
Forderung abgetreten wird. Die Rechtslage des Schuldners 
darf durch den Gläubigerwechſel nicht erſchwert 
werden. Der Schuldner kann deshalb nach der Abtretung 
nicht nur mit der Forderung aufrechnen, die er gegen den 
neuen Gläubiger hat, ſondern auch mit den Forderungen, 
die ihm gegen den bisherigen Gläubiger zuſtehen (§ 406 
BGB). Ein ſolches Schutzbedürfnis für den Schuldner iſt 
nicht gegeben, wenn der Schuldner bei dem Erwerb der For⸗ 
derung von der Abtretung Kenntnis hatte, oder wenn 
die Forderung erſt nach dem Erwerb und nach der abge⸗ 
tretenen Forderung fällig geworden iſt. In dieſen beiden 
Fällen Steht dem Schuldner ein Aufrechnungsrecht gegen: 
iiber dem neuen Gläubiger nicht zu. 

Beiſpiel: 

Der Steuerpflichtige A hat an das Finanzamt eine am 

15. September fällige Forderung über 1000 RM. Er tritt 


— 


dieſe am 30. Auguſt an B ab und macht hiervon dem Finanz⸗ 
amt am 5. September Mitteilung. Das Finanzamt hat gegen 
A eine am 1. September entſtandene und am 10. September 
fällige Forderung aus Umſatzſteuer in Höhe von 1200 RM. 
A hat am Fälligteitstag die Umſatzſteuer nicht bezahlt. Am 
1 ne verlangt B von dem Finanzamt Zahlung der 
1000 NM. 


Das Finanzamt kann mit feiner Umſatzſteuerforderung 
gegen A dem B gegenüber in Höhe von 1000 RM aufrechnen. 
Den Reſtbetrag bon 200 RM und den Säumniszuſchlag von 
24 RM — 2 v. H. von 1200 RM — kann es von A verlangen. 

Das Finanzamt könnte nicht aufrechnen, wenn feine Um⸗ 
ſatzſteuerforderung (3. B. durch Stundung) erſt nach dem 
15. September fällig würde. 

Für die Abtretung eines Erſtattungs⸗ 
oder Vergütungsanſpruchs iſt hierbei darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß § 159 AO gemäß die Abtretung nur wirkſam 
iſt, wenn ſie der Gläubiger der Finanzbehörde anzeigt, 
die über den Anſpruch entſchieden oder zu entſcheiden hat. 

Durch die Beſchlagnahme einer Forderung wird 
3 392 BOB gemäß die Aufrechnung einer dem Schuldner 
gegen den Gläubiger zuſtehenden Forderung nur dann aus⸗ 
geſchloſſen, wenn der Schuldner ſeine Forderung nach der 
Veſchlagnahme erworben hat oder wenn ſeine Forderung 
erſt nach der Beſchlagnahme und ſpäter als die in Beſchlag 
genommene Forderung fällig geworden iſt. 


3. Die Gleichartigkeit 

Zur Zeit der Aufrechnungserklärung müſſen beide 
Forderungen gleichartig ſein. Gleichartig ſind Forde⸗ 
rungen auf Lieferung von vertretbaren Sachen, 
Waren und Wertpapieren derſelben Gattung und vor allem 
Geldforderungen. Gleichheit des Schuldgrundes für 
Forderung und Gegenforderung iſt nicht erforderlich, eben⸗ 


ſowenig auch gleiche Größe der Forderungen. Der Überſchuß 
der einen über die andere bleibt dann geſchuldet. 


Gleichartigkeit iſt z. B. nicht gegeben und damit eine 

Aufrechnung nicht möglich bei einem Anſpruch auf 
Herausgabe von hinteclegten Wertpapie⸗ 
ren gegenüber einer Steuerforderung. Ebenſo ſind eine 
Steuergutſcheinforderung und eine Geldforde⸗ 
rung nicht gleichartig (Rd⸗Erlaß vom 18. Juli 1939 —- 
II 2044 — 240 VI — RStOL 1939 S. 874). 
Eein Gewerbetreibender, der aus einer gewerblichen 
Lieferung an das Reich eine Forderung über 500 RM hatte, 
die zwiſchen dem 1. Mai und 1. September 1939 fällig war, 
konnte daher mit dieſer Forderung nur in Höhe von 60 v. H. 
gegenüber einer Steuerforderung aufrechnen, da in Höhe 
der reſtlichen 40 v. H. nicht eine Geldforderung, ſondern eine 
Steuergutſcheinforderung gegeben war. 

Dieſer Grundſatz der Gleichartigkeit iſt nur im Kon- 
kurs teilweiſe durchbrochen. Wer dem Konkursſchuldner 
Geld ſchuldet, kann auch eine nicht auf Geld gerichtete Forde⸗ 
rung zur Aufrechnung verwenden. Seine Forderung wird 
in Geld geſchätzt und kommt mit dem Schätzungswert 
in Rechnung (§8 54, 69 und 70 der Konkursordnung). 

4. Die Gültigkeit 

„„Die Forderung, gegen die aufgerechnet wird, muß 
gültig ſein, Es iſt nicht erforderlich, daß ſie auch klagbar 
iſt. Es kann daher auch gegen eine ſogenannte Natural⸗ 
obligation aufgerechnet werden. Dagegen muß die 
Forderung, mit der aufgerechnet wird, vollgülti g ſein. 
Sie muß unabhängig vom Willen des Verpflichteten er⸗ 
zwingbar fein. Es iſt daher erforderlich, daß fie klagbar 
iſt und daß ihr keine Einrede entgegenſteht. Ausnahmsweiſe 
kann jedoch auch noch mit einer verjährten Forde⸗ 
tung aufgerechnet werden 8390 BGB gemäß, wenn die 
Verjährung zu der Zeit, als die Aufrechnung mit der ver⸗ 
jährten Forderung hätte erfolgen können, noch nicht ein- 
getreten war. 
Beiſpiel: 

Der Steuerpflichtige macht am 1. Februar 1940 gegenüber 
dem Hauptzollamt einen Erſtattungsanſpruch geltend, der 
bereits im Dezember 1939 fällig war. Das Hauptzollamt kann 
mit einer am 1. Januar 1940 verjährten Steuerforderung am 
1. Februar noch aufrechnen, da die Aufrechnung auf den Zeit⸗ 
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punkt zurückwirkt, in dem ſich die Forderungen aufrechnungs⸗ 
fähig gegenüberſtanden. Das war im Dezember 1939, zu 
welcher Zeit die Steuerforderung des Hauptzollamts noch nicht 
verjährt war. 

§ 124 AO und $ 33 BeitrO erklären nur ſolche An⸗ 
ſprüche des Steuerpflichtigen für aufrechnungsfähig, die ent⸗ 
weder dem Reich gegenüber rechtskräftig feſt⸗ 
geſtellt find oder von dem Reich nicht beſtritten 
werden. Eine ſolche rechtskräftige Feſtſtellung kann erfolgen 
durch ein rechtskräftiges Urteil, einen rechtskräftigen Ver⸗ 
gleich, einen Vollſtreckungsbefehl, einen Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß, einen rechtskräftigen Schiedsſpruch, eine unanfecht⸗ 
bare verwaltungsgerichtliche Entſcheidung, eine unanfecht⸗ 
bare Entſcheidung einer Verwaltungsbehörde oder durch 
gerichtliche und notariſche Urkunden. Wenn es heißt, daß 
Forderungen aufrechnungsfähig ſind, die vom Reich nicht 
beſtritten werden, dann ergibt ſich daraus, daß eine Auf⸗ 
rechnung ſchon vor der Feſtſtellung der Unbeſtrittenheit zu⸗ 
läſſig iſt. 

5. Die Fälligkeit 

Weitere Vorausſetzung für die Aufrechnung iſt nach 
allgemeinen Aufrechnungsgrundſätzen, daß die Forderung, 
mit der aufgerechnet wird, fällig iſt. Die Forderung 
gegen die aufgerechnet wird, braucht grundſätzlich nicht 
fällig zu ſein. Es genügt, wenn der Schuldner berechtigt 
iſt, fie alsbald zu bezahlen (8 387 BGB). Dementſprechend 
beſtimmt § 33 Abſatz 2 BeitrO für die Aufrechnung im 
Steuerrecht, daß der Steuerpflichtige die Aufrechnung er⸗ 
klären kann, bevor der Anſpruch des Reichs fällig geworden 
iſt. Da die Aufrechnung einer Zahlung gleichſteht (8 20 
Abſatz 3 Amtskaſſenordnung), wird das Reich in einem 
ſolchen Fall vor der Fälligkeit ſeiner Forderung be⸗ 
friedigt, was für das Reich regelmäßig nur günſtig 
ſein kann. 

Wenn alſo bei der Aufrechnung durch den Steuer⸗ 
pflichtigen die Gegenforderung des Reichs noch nicht fällig 
zu fein braucht, fo muß fie anderſeits aber ſchon ent⸗ 
ſtanden fein. Die Steuerſchuld entſteht 83 SAP 
gemäß, ſobald der Tatbeſtand verwirklicht iſt, an den das 
Geſetz die Steuer knüpft. Die Vorausſetzung iſt notwendig, 
weil ſonſt überhaupt keine Gegenforderung des Reichs vor⸗ 
handen wäre. 

Erklärt das Reich die Aufrechnung gegenüber dem 
Steuerpflichtigen, ſo muß die Forderung des Reichs fällig 
fein (8 82 Abſatz 1 Beitr). Durch die ſtrenge Anwendung 
dieſes Grundſatzes könnten unnötige Geld bewe⸗ 
gungen und unnötige Koſten für das Reich und 
die Steuerpflichtigen entſtehen. Hat z. B. ein Steuer⸗ 
pflichtiger am 10. Mai Umſatzſteuer zu zahlen und hat er 
eine am 5. Mai fällige Forderung gegen das Finanzamt, 
dann wird man mit Recht annehmen können, daß er die 
Aufrechnung erklärt haben würde, wenn er gewußt hätte, 
daß das Finanzamt den von ihm geſchuldeten Betrag kurze 
Zeit vor dem Fälligkeitszeitpunkt ſeiner Steuerſchuld aus⸗ 
zahlen würde. § 58 Abſatz 1 Amtskaſſenordnung beſtimmt 
daher, daß auch mit künftig fällig werdenden 
Forderungen gegen den Empfangsberechtigten aufzu⸗ 
rechnen iſt gegen den Anſpruch auf den auszuzahlenden 
Betrag, wenn der Empfangsberechtigte zuftimmt, oder 
ſeine Zuſtimmung zu vermuten iſt. Die Zuſtim⸗ 
mung wird vermutet, wenn die Forderung, mit der auf⸗ 
gerechnet werden ſoll, innerhalb eines Monats 
nach dem Zeitpunkt fällig wird, an dem die Auszahlung zu 
leiſten iſt. Widerſpricht der Steuerpflichtige der Auf⸗ 
rechnung mit einer künftig fällig werdenden Forderung, ſo 
darf dieſe nicht erfolgen. Dem Steuerpflichtigen muß auf 
ſein Verlangen der Betrag auch dann ausgezahlt werden, 
wenn er kurze Zeit darauf ſeinerſeits einen Steuerbetrag 
einzuzahlen hat. 

Hat das Reich ſeine Steuerforderung geſtu ndet, 
fo iſt damit die Fälligkeit hinausgeſchoben. Eine geſtundete 
Forderung iſt nicht fällig. Eine Stundung ſchließt jedoch 
die Aufrechnung hier nicht aus; zum mindeſten berechtigt 
eine Aufrechnungsmöglichkeit zum jederzeitigen 
Widerruf einer Stundung (Ac vom 26. März 1936 
— III A 117/35 — NStBl 1936 S. 308). Der Widerruf 
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einer Stundung muß ſchon in der die Umbuchung der 
Steuern anordnenden Verffigung eines Finanzamts oder 
Hauptzollamts erblickt werden. Durch eine ſolche Um⸗ 
buchungsverfügung iſt auch dem Erfordernis der Schrift⸗ 
lichkeit der Aufrechnungserklärung genügt. Eine Mit⸗ 
teilung an den Steuerpflichtigen iſt dann nicht erforderlich, 
wenn die Zuſtimmung zur Aufrechnung zur Zeit der Um⸗ 
buchung 8 53 Amtskaſſenordnung gemäß vermutet werden 
konnte. Entſprechendes gilt auch für die Ausſetzung 
der Vollziehung eines Beſcheides (J 251 AO) 
und für den Vollſtreckungsaufſchub (857 Beitr O). 
Beide ſtehen einer Stundung gleich und ſchieben damit die 
Fälligkeit der Steuer hinaus (Rich vom 25. April 1934 
— IV A 243/33, Entſcheidungen Band 36 S. 77). 


Im Konkurs iſt Fälligkeit der aufzurechnenden For⸗ 
derungen nicht erforderlich (8 54 Konkursordnung). Der 
Konkursgläubiger kann auch mit betagten und bedingten 
Forderungen aufrechnen. Mit auflöſend bedingten For⸗ 
derungen kann wie mit unbedingten Forderungen auf⸗ 
gerechnet werden (§ 66 Konkursordnung). Bei aufſchiebend 
bedingten Forderungen kann vor Eintritt der Bedingung 
durch Aufrechnungserklärung die Aufrechnung nicht wirkſam 
herbeigeführt werden. 


6. Die Unzuläſſigkeit 

Das Bürgerliche Geſetzbuch erklärt in drei Fällen die 
Aufrechnung für unzuläſſig: gegen die Forderung 
aus einer vorſätzlich begangenen unerlaubten 
Handlung, gegen eine Forderung, die der Pfän⸗ 
dung nicht unterworfen iſt, und gegen eine 
Forderung des Reichs, eines Landes, einer 
Gemeinde oder eines anderen Kommunal- 
verbandes, es ſei denn, daß die Gegenforderung von 
derſelben Kaffe zu zahlen iſt. Daß dieſe letzte Aufrechnungs⸗ 
beſchränkung nicht anwendbar iſt für das Geltungsgebiet 
der Reichsabgabenordnung, iſt ſchon erörtert (Hinweis auf 
Ziffer 2). Die beiden anderen geſetzlichen Aufrechnungs⸗ 
verbote gelten dagegen in gleichem Umfang auch für die 
Aufrechnung im Steuerrecht. 

Die Aufrechnung mit unpfändbaren Forderungen und 
mit Forderungen aus unerlaubter Handlung iſt zu⸗ 
läſſig. 

Beiſpiel: 

A ſchuldet dem Reich aus Uuterſchlagung 1000 RM. Er 
darf nicht mit feiner Gehaltsforderung gegenüber dem Reich 
aufrechnen. Dagegen könnte das Reich wegen ſeines An⸗ 
ſpruches in Höhe von 1000 RM aufrechnen gegen die Gehalts⸗ 
forderung, ſoweit dieſe pfändbar iſt. Iſt A Beamter, dann 
kann das Reich in dieſem Fall ſogar über die Unpfändbarkeits⸗ 
grenze hinaus aufrechnen (RdßF⸗Erlaß vom 7. Januar 1925 
II A 19860, vom 22. Juli 1925 II A 12669 und vom 16. März 
1926 II A 4823). 


$ 369 AO beſtimmt, daß die in der Zivilprozeßordnung 
und in anderen Reichsgeſetzen enthaltenen Vorſchriften, die 
die Pfändung von Forderungen und An- 
ſprüchen aus nichtfelbftändiger Arbeit 
(insbeſondere von Lohn-, Gehalts- und Ruhegehaltsforde⸗ 
rungen) verbieten oder beſchränken, nicht für die B ei⸗ 
treibung direkter perſönlicher Steuern 
gelten, ſofern dieſe Steuern nicht ſeit länger als drei 
Monaten fällig geworden find. Dieſe Beſtimmung gilt 
damit in vollem Umfang auch für die Aufrechnung, ſo daß 
das Reich mit ſolchen Steuerforderungen grundſätzlich auch 
über die ſonſt in anderen Geſetzen vorgeſchriebenen Unpfänd⸗ 
barkeitsgrenzen hinaus gegen Lohn-, Gehalts- und Ruhe⸗ 
gehaltsforderungen aufrechnen kann. 


Benn 8 35 BeitrO beſtimmt, daß gegen das Reich und 
die Länder, gegen die Körperſchaften, Stiftungen und An- 
ſtalten des öffentlichen Rechts und gegen die unter der Ver⸗ 
waltung einer öffentlichen Behörde ſtehenden Körperſchaften 
und Stiftungen die Zwangsvollſtreckung nicht 
anzuordnen iſt, ſo wird in dieſen Fällen nicht auch 
die Aufrechnung ausgeſchloſſen. Dieſe An⸗ 
ſprüche der Finanzverwaltung find zwar nicht voll- 
ſtreckbar, ſie bleiben aber aufrechenbar. 


7. Die Wirkung der Aufrechnung 

Die Aufrechnung bewirkt, daß die Anſprüche, ſoweit 
fie ſich decken, als in dem Zeitpunkt erloſchen 
gelten, in dem ſie zur Aufrechnung geeignet einander gegen⸗ 
übergetreten ſind. Die Aufrechnungserklärung hat rück⸗ 
wirkende Kraft. Zur Aufrechnung geeignet einander 
gegenübergetreten ſind die Forderungen in dem Augenblick, 
in dem für denjenigen Teil, der die Aufrechnung erklärt, die 
Möglichkeit der Aufrechnung entſtanden war. Das hat zur 
Folge, daß von dieſem Zeitpunkt an der Zins lauf einer 
verzinslichen Forderung aufhört, daß Vertrags⸗ 
ſtrafen nicht mehr verfallen ſind und daß Verzug 
nicht eingetreten iſt oder, wenn er vorher vorhanden war, 
wieder aufgehoben iſt. Dieſe Rückwirkung der Aufrechnung 
iſt auch beſonders zu beachten bei der Feſtſetzung von 
Mahngebühren oder der Erhebung des Säumnis⸗ 
zuſchlags. Beide find nicht verwirkt, wenn der Steuer⸗ 
pflichtige die Aufrechnung zwar erſt nach der Fälligkeit des 
Anſpruchs des Reichs dieſem gegenüber erklärt, aber mit 
einer Forderung aufrechnet, die dem Anſpruch des Reichs 
im Fälligkeitszeitpunkt zur Aufrechnung geeignet gegen- 
überſtand. 

Beiſpiel. 

Der Kohlenhändler A hat am 10. März 400 RM Ein⸗ 
kommenſteuervorauszahlung an das Finanzamt zu leiſten. 
Er hat ſeinerſeits an das Finanzamt eine Forderung in Höhe 
von 500 NM aus Kohlenlfeferung, die am 5. März fällig iſt. 
Da A den Steuerbetrag nicht bezahlt hat, mahnt ihn das 
Finanzamt am 14. März. Darauf rechnet A am 18. März 
mit feiner Forderung über 500 NM gegen die Steuerforderung 
über 400 RM in dieſer Höhe auf. 

A hätte bereits am 5. März aufrechnen können. An 
dieſem Tag (ſpäteſtens aber am 10, März) ſtanden ſich die 
Forderungen aufrechnungsfähig gegenüber. Die von A am 
18. März erklärte Aufrechnung wirkt alſo auf dieſen Zeitpunkt 
zurück. Die Mahngebühr und der Säumniszuſchlag dürfen 
daher nicht erhoben werden. 

Wenn mehrere Perſonen den rückſtändigen Betrag 
ſchulden oder dafür haften, fo werden durch eine Aufrech- 
nung, die von einem oder gegen einen erklärt wird, alle 
Geſamtpflichtigen dem Reich gegenüber frei. Mit einem 
Anſpruch, den einer der Geſamtpflichtigen gegen das Reich 
hat, können nicht die übrigen Geſamtpflichtigen aufrechnen 
(Hinweis auf Ziffer 2). 


8. Das Verfahren bei der Aufrechnung 

Der Adßy⸗Erlaß vom 30. Juli 1936 — O 2150 — 66 III — 
beſtimmt: „Der Steuereinzug bei Steuerſchuldnern, die 
ſelbſt Geldforderungen gegen das Reich haben, geſchieht dort, 
wo Bedenken gegen die Zahlungsbereitſchaft des Steuer⸗ 
ſchuldners beſtehen, am beſten durch Aufrechnung. 
Denn, wenn der betreffende Steuerſchuldner eine Forderung 
ausgezahlt erhält, ohne daß ſich das Reich wegen ſeiner 
Steuerforderung daran ſchadlos hält, ſo beſteht die Möglich⸗ 
keit, daß das Geld für andere Zwecke verwendet wird und Bei⸗ 
treibungsmaßnahmen erforderlich werden, die bei der Auf: 
rechnung hätten vermieden werden können und die unter Um⸗ 
ſtänden erfolglos ſind.“ 

Bei dem Aufrechnungsverfahren iſt zu 
unterſcheiden, ob das Reich die Aufrechnung erklärt, oder 
ob der Steuerpflichtige aufrechnet. 

Namens des Reichs wird die Aufrechnung durch 
die Vollſtreckungſtelle des Finanzamts oder 
Hauptzollamts erklärt, deſſen Kaſſe für die Erhebung des 
Betrags, mit dem aufgerechnet wird, zuſtändig iſt. Zur 
Aufrechnung gegen Forderungen, zu deren Begleichung die 
Kaſſe zuſtändig iſt und einer beſonderen Anweiſung nicht 
bedarf oder Anweiſung bereits erhalten hat, iſt neben der 
Vollſtreckungſtelle die Kaſſe zuſtändig. Die Aufrechnung 
iſt ſchriftlich zu erklären. 

Die Aufrechnungsverfügung hat die Anſprüche, die 
gegeneinander aufgerechnet werden, nach Grund und 
Betrag möglichſt genau zu bezeichnen. Eine beglaubigte 
Abſchrift der Verfügung iſt dem Steuerpflichtigen zuzu⸗ 
ſenden. Wird auf Erſuchen einer Behörde aufgerechnet, ſo 
iſt auch der Behörde eine beglaubigte Abſchrift der Aufrech⸗ 
nungsverfügung zu überſenden. Die Behörde, die um Auf⸗ 
rechnung erſucht hat, darf den vom Reich geſchuldeten Betrag 
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nur dann auszahlen oder Anweiſung zur Auszahlung er- 
teilen, wenn die Vollſtreckungſtelle das Erſuchen um Auf⸗ 
rechnung abgelehnt hat, oder wenn das Erſuchen geſtellt 
worden war, binnen einer beſtimmten Friſt Entſchließung 
über die Aufrechnung zu faſſen, eine Nachricht über die Ent⸗ 
ſchließung aber innerhalb der Friſt der erſuchenden Behörde 
nicht zugegangen iſt. Die Vollſtreckungſtelle ſoll die Zwangs⸗ 
vollſtreckung inſoweit nicht anordnen, als ſie gegen Forde⸗ 
rungen aus Steuergeſetzen aufrechnen kann. 

Erlangt die Vollſtreckungſtelle davon Kenntnis, daß 
ein ihr angezeigter Vollſtreckungſchuldner eine fällige 
Forderung aus einem Steuergeſetz gegen das Reich hat, 
die aus einer nicht demſelben Finanzamt oder 
Hauptzollamt unterſtellten Kaſſe der Reichsfinanzverwal⸗ 
tung zu begleichen iſt, ſo ſoll ſie die die Auszahlung ſchul⸗ 
dende Stelle um eine Außerung darüber erſuchen, ob die 
Schuld des Reichs rechtskräftig feſtgeſtelltoder 
unbeſtritten iſt und ob ſie um Aufrechnung erſuchen 
will. Die Entſcheidung über die Anordnung der Zwangs- 
vollſtreckung iſt, wenn nicht Gefahr im Verzug liegt, aus⸗ 
zuſetzen, bis die Außerung eingegangen iſt. Anderſeits kann 
auch die Kaſſe eines Finanzamts oder Hauptzollamts, bei 
der ein Steuerpflichtiger mit Einzahlungen im Rückſtand iſt, 
wenn ihr bekannt iſt, daß der Steuerpflichtige einen Anſpruch 
gegen eine andere Reichskaſſe auf Auszahlung 
eines Betrages hat, ihre Forderung der anderen Reichskaſſe 
mitteilen und ſie erſuchen, mit dieſer Forderung gegen den 
Anſpruch des Steuerpflichtigen aufzurechnen. Dem Steuer⸗ 
pflichtigen iſt von der Aufrechnung Kenntnis zu geben. 

Der Steuerpflichtige kann die Aufrechnung 
mündlichoder ſchriftlich erklären. Gibt er die Er⸗ 
klärung mündlich ab, ſo iſt darüber eine Niederſchrift auf⸗ 
zunehmen. Die Erklärung hat die Forderungen, die gegen⸗ 
einander aufgerechnet werden, nach Grund und Betrag 
genau zu bezeichnen. Belege über die Gegen⸗ 
forderung ſollen beigefügt werden. Rechnet der Steuer⸗ 
pflichtige gegen einen Anſpruch des Reichs auf, der noch 
nicht fällig iſt, ſo iſt trotzdem der Steueranſpruch feſt⸗ 
zuſetzen und auf der Sollkarte einzutragen. Erſt nachdem 
dies geſchehen iſt, wird über die Zuläſſigkeit der Aufrechnung 
entſchieden. Die Aufrechnungserklärungen werden von der 
Kaſſe bearbeitet, wenn der Steuerpflichtige mit einer 
Forderung aufrechnet, zu deren Begleichung die Kaſſe zu⸗ 
ſtändig iſt und einer beſonderen Anweiſung nicht bedarf oder 
Anweiſung bereits erhalten hat. In den anderen Fällen iſt 
die Vollſtreckungſtelle zuſtändig. Dieſe hat zu 
prüfen, ob die Vorausſetzungen, unter denen der Steuer⸗ 
pflichtige aufrechnen kann, gegeben find. Sie hat der Be- 
hörde, der es obliegt, den vom Reich geſchuldeten Betrag 
auszuzahlen oder Anweiſung zur Auszahlung zu erteilen, 
Nachricht von der Aufrechnung zu geben und hat die Behörde 
um eine Außerung darüber zu erſuchen, ob die Schuld des 
Reichs rechtskräftig feſtgeſtellt oder unbeſtritten iſt und ob 
die Schuld fällig iſt. Die Behörde darf, nachdem ſie die 
Mitteilung über die Aufrechnung erhalten hat, den vom 
Reich geſchuldeten Betrag nur dann auszahlen oder zu 
ſeiner Auszahlung Anweiſung erteilen, wenn die Voll⸗ 
ſtreckungſtelle die Aufrechnung als unzuläſſig abgelehnt hat. 
Die Vollſtreckungſtelle hat über die Zuläſſigkeit der Auf⸗ 
rechnung zu entſcheiden. Sie hat ihre Entſcheidung dem 
Steuerpflichtigen und der Behörde bekanntzugeben. Wird 
die Aufrechnung als unzuläſſig abgelehnt, ſo iſt zu ent⸗ 
ſcheiden, ob wegen des Rückſtands die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung anzuordnen iſt. 5 

Von allen Aufrechnungen, die die Vollſtreckung⸗ 
ſtelle erklärt oder als zuläſſig anerkannt hat, hat ſie der 
Kaſſe, bei der die Rückſtände zum Soll ſtehen, Nach⸗ 
richt zu geben. Auf Grund dieſer Mitteilungen hat die 
Kaſſe die durch Aufrechnung gedeckten Beträge im Ein⸗ 
nahmebuch und in der Sollkartei als verein⸗ 
nahmt anzuſchreiben. Gleichzeitig hat ſie die Schuldbeträge 
des Reichs, mit denen aufgerechnet worden iſt, buchmäßig in 
Ausgabe nachzuweiſen, und zwar ſoweit ſie ſelbſt Rech⸗ 
nung legt als eigene Ausgabe, ſonſt als Auf- 
tragszahlung für die Oberfinanzkaſſe. Sit 
durch die Aufrechnung eine Schuld des Reichs, die aus einer 


anderen Kaſſe zu begleichen war, getilgt worden, ſo 
hat die Kaſſe den Betrag im Borſchußbuch zu buchen 
oder, wenn ſie ein ſolches nicht führt, im Ver wahrungs⸗ 
buch unter Ausgabe und hat eine beglaubigte Abſchrift 
des Schreibens, durch das die Vollſtreckungſtelle Nachricht 
von der Aufrechnung gegeben hat, der anderen Kaſſe mit 
dem Erſuchen zu überſenden, ihr den Betrag zu über⸗ 
weiſen. Nach Eingang des Betrags hat ſie das Vorſchuß⸗ 
konto auszugleichen oder den Betrag im Verwahrungsbuch 
unter Einnahme zu buchen. 


9. Die Rechtsmittel bei der Aufrechnung 

Gegen die Aufrechnungserklärung des 
Reichs wie gegen die Ablehnung ſeiner Auf⸗ 
rechnungserklärung hat der Steuerpflichtige 
Rechtsmittel. In beiden Fällen ſteht ihm die Be⸗ 
ſchwerde zu (88 237, 303, 304 AO, 88 32, 33 Beitr). 
Das Finanzamt beziehungsweiſe Hauptzollamt kann der 
Beſchwerde abhelfen, andernfalls iſt ſie dem Oberfinanz⸗ 
präſidenten zur Entſcheidung vorzulegen. Gegen deſſen 
Entſcheidung iſt ein weiteres Rechtsmittel nicht 
gegeben. a . 

Hat das Reich die Aufrechnung erklärt und iſt die 
dagegen von dem Steuerpflichtigen erhobene Beſchwerde als 
unbegründet zurückgewieſen, ſo kann der Steuerpflichtige, 
wenn der Steueranſpruch noch nicht rechts⸗ 
kräftig iſt, dieſen im ordentlichen Rechts⸗ 
mittelverfahren angreifen und gegebenenfalls da⸗ 
durch die Aufrechnung gegenſtandslos machen. In dem 
ordentlichen Rechtsmittelberfahren ſelbſt kann ſich der 
Steuerpflichtige nicht auf Aufrechnung berufen, da es ſich 
in dieſem Verfahren nur darum handelt, ob die Steuer- 
ſchuld dem Geſetz gemäß feſtgeſetzt iſt (R§H⸗Entſcheidungen 
Band 12 S. 182). 

Hat das Reich mit einer ſteuerrechtlichen Forderung 
gegen eine bürgerlich rechtliche For⸗ 
derung des Steuerpflichtigen aufgerechnet ‚und hält 
der Steuerpflichtige die Aufrechnung für unzuläſſig, weil er 
Höhe oder Beſtand der Steuerforderung beſtreitet. ſo kann 
er auch auf Grund feines bürgerlich rechtlichen Anſpruchs 
Klage auf Zahlung vor dem ordentlichen Gerich! 
erheben. Die Beſtimmungen des $ 242 AO, daß in Steuer⸗ 
ſachen der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten ausge⸗ 
ſchloſſen iſt, ſteht dem nicht entgegen, weil der Klageanſpruch 
des Steuerpflichtigen bürgerlich⸗re cht l ich er Na⸗ 
tur iſt. Macht das Reich in dieſem Rechtsſtreit dann die 
Aufrechnung geltend, ſo hätte der Richter auch über dieſen 
Anſpruch zu entſcheiden. Da es ſich dabei aber um eine 
ſteuerrechtliche Forderung handelt, kann es nicht 
zuläſſig ſein, durch ein ſolches Verfahren § 242 AO zu um⸗ 
gehen und ein ordentliches Gericht über einen Steueran⸗ 
ſpruch entſcheiden zu laſſen. Die Gerichte haben daher in 
dieſen Fällen § 148 ZPO gemäß ihre Entſcheidung bis zur 
Entſcheidung der Finanzbehörde aus zuſetzen. 

Iſt die von dem Steuerpflichtigen erklärte Aufrechnung 
von dem Finanzamt oder Hauptzollamt abgelehnt, ſo hat er 
trotz der von ihm erhobenen Beſchwerde § 327 Abſatz 2 AO 
gemäß vorläufig zu leiſten, wenn nicht die Voll⸗ 
ſtreckungſtelle vorläufig das Beitreibungsverfahren ein⸗ 
ſtellt oder beſchränkt. \ 

Der Steuerpflichtige kann auch 8 33 Abſatz 5 BeitrO 
gemäß, wenn der Riickſtand auf Grund der ablehnenden 
Entſcheidung der Vollſtreckungſtelle oder Kaſſe gezahlt oder 
beigetrieben worden iſt, durch Erhebung eines Er- 
ſtattungsanſpruchs (88 327 und 152 AO) geltend 
machen, daß die Entſcheidung der Vollſtreckungſtelle oder 
Kaſſe nicht gerechtfertigt ſei. In dieſem Verfahren kann der 
Steuerpflichtige § 235 Ziffer 5 AO gemäß die ordent⸗ 
lichen Rechtsmittel geltend machen. PR 

Der Stenerpflichtige kann auch in jedem Fall einen 
Abrechnungsbeſcheid verlangen, wenn zwiſchen ihm 
und dem Finanzamt oder Hauptzollamt Meinungsverſchie⸗ 
denheiten über die Zuläſſigkeit der Aufrechnung beſtehen 
(§ 125 AD). Auch gegen den Abrechnungsbeſcheid ſtehen 
ihm 8 235 Ziffer 6 AO gemäß die ordentlichen 
Rechtsmittel zu. 
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1. Einführung 

Das heutige Genoſſenſchaftsrecht geht auf alte Ver⸗ 
einigungsformen des Deutſchen Rechts, die 
ſogenannten Agrargenoſſenſchaften, zurück. Es haben ſich 
nur noch Reſte dieſer Vereinigungsformen erhalten. Sie 
werden als „Realgemeinden“ bezeichnet. Die Berech⸗ 
tigung iſt oft an Grundbeſitz geknüpft, der einzelnen Mit⸗ 
gliedern einer Gemeinde gehört. Es gelten für die Real⸗ 
gemeinden noch die früheren landesrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften (Hinweis auf Artikel 164 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch). 

Hauberggenoſſenſchaften, Waldgenoſſenſchaften, Forſt⸗ 
genoſſenſchaften, Laubgenoſſenſchaften und ähnliche Real⸗ 
gemeinden find § 3 Abſatz 1 Ziffer 5 VStch gemäß grund⸗ 
ſätzlich von der Vermögenſteuer befreit. Es han⸗ 
delt ſich bei den im Geſetz bezeichneten Realgemeinden um 
Genoſſenſchaften mit gemeinſchaftlichem Waldbeſißz. 
Die Hauberggenoſſenſchaften des Siegerlands üben bei⸗ 
ſpielsweiſe eine beſondere Art des Niederwaldbetriebs aus. 
Unterhalten die Realgemeinden, die unter die Befreiungs⸗ 
vorſchrift fallen, einen Gewerbebetrieb, der über den 
Rahmen eines Nebenbetriebs hinausgeht, ſo 
find fie inſoweit vermögenſteuerpflichtig. 
Beiſpiele: 

A. Eine Waldgenoſſenſchaft betreibt zur Verwertung des ge⸗ 
ſchlagenen Holzes ein Sägewerk, in dem die Baumſtämme zu 
Brettern verarbeitet werden. Das Sägewerk ſtellt einen 
Nebenbetrieb des forſtwirtſchaftlichen Hauptbetriebs dar. Die 
Realgemeinde iſt in vollem Umfang vermögenſteuerfrei. 

B. Fall wie im Beiſpiel A, das Holz wird jedoch zu Kiſten ver⸗ 
arbeitet. Es liegt ein Gewerbebetrieb vor, der nach der Ver⸗ 
kehrsauffaſſung über den Rahmen eines Nebenbetriebs hinaus⸗ 
geht. Die Waldgenoſſenſchaft unterliegt mit dem Gewerbe» 
betrieb der Vermögenſteuer. 

Entſprechendes gilt, wenn die Realgemeinde den Ge— 
werbebetrieb verpachtet hat. Es gibt auch Realgemein⸗ 
den, die ſichnur gewerblich betätigen, z. B. durch den 
gemeinſchaftlichen Betrieb einer Brauerei. Solche Real⸗ 
gemeinden gehören nicht zu den „ähnlichen“ Realgemein⸗ 
den im Sinn des §3 Abſatz 1 Ziffer 5 VSt. 

Die Erworbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften verkörpern eine neue Form des genoſſenſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsbetriebs. Sie haben ſich erſt ſeit der Mitte 
des vorigen Jahrhunderts, zum Teil erſt in jüngſter Zeit, 
herausgebildet. Es gilt für fie das Geſetz betreffend 
die Erwerbs⸗und Wirtſchaftsgenoſſenſchaf⸗ 
ten vom 20. Mai 1898 (RED S. 810). Das Genoſſenſchafts⸗ 
geſetz iſt wiederholt geändert worden. Es iſt bisher 
nicht neu gefaßt. Hervorzuheben find die Verordnung 
über die Bilanzierung von Genoſſenſchaften vom 30. Mai 
1933 (RGBl J S. 317) und das Geſetz zur Anderung des Ge— 
noſſenſchaftsgeſetzes vom 30. Oktober 1934 (RGBl 1 S. 1077). 
Die Verordnung vom 30. Mai 1933 regelt in Anlehnung 
an das Aktienrecht die Bewertung der Wirtſchaftsgüter 
und die Gliederung der Genoſſenſchaftsbilanz. Das 
Geſetz bo 30. Oktober 1934 enthält die grundlegenden Be⸗ 
ſtimmungen, über das genoſſenſchaftliche Prüfungs⸗ 
weſen. Für einzelne Arten von Genoſſenſchaften, 
insbeſondere für die Kreditgenoſſenſchaften und für die Ver⸗ 
brauchergenoſſenſchaften, gelten Sondervorſchriften. 
Hinweis auf das Reichsgeſetz über das Kreditweſen vom 
5. Dezember 1934 (RGBI I S. 1203) und auf das Geſetz ſiher 
e eſenſchaften vom 21. Mai 1935 (RGBl TI 

9 a 


5. Andere landwirtſchaftliche Genoſſenſchaften, 
6. Handwerkliche Genoſſenſchaften, 

7. Kreditgenoſſenſchaften, 

8. Warengenoſſenſchaften. 


2. Allgemeine Beſteuerungsgrundſätze 

Die Genoſſenſchaften vereinigen in ſich Merkmale 
der Kapitalgeſellſchaften und der Perſonen⸗ 
geſellſchaften. Sie nehmen auf dem Gebiet des Han⸗ 
delsrechts eine Sonderſtellung ein. Das Steuerrecht 
trägt dieſen Beſonderheiten Rechnung. 

Die eingetragenen Genoſſenſchaften ſind Rechts⸗ 
perſonen (juriftifche Perſonen). Sie find ſelbſtän⸗ 
dig vermögenſtenerpflichtig (8 1 Abſatz 1 Zif⸗ 
fer 2b VSt) und aufbringungspflichtig & 1 
Abſatz 1 Aufbr). Genoſſenſchaften, die in das Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter nicht eingetragen ſind, haben recht⸗ 
lich die Stellung eines nichtrechtsfähigen Ver⸗ 
eins. Sie ſind ebenfalls ſelbſtändig vermögenſteuerpflichtig 
(8 1 Abſatz 1 Ziffer Ze VSt) und aufbringungspflichtig 
(8 1 Abſatz 1 Aufbry). Offentlich⸗ rechtliche Ge⸗ 
noſſenſchaften, z. B. Deichgenoſſenſchaften, Baggergenoſſen⸗ 
ſchaften und Fiſchereigenoſſenſchaften, ſind nicht ver⸗ 
mögenſteuerpflichtig. Es unterliegen der Ver⸗ 
mögenſteuer von den öffentlich-rechtlichen Körperſchaften 
nur die Kreditanſtalten des öffentlichen Rechts (81 
Abſatz 1 Ziffer 2k BSG). Die Aufbringungs⸗ 
pflicht öffentlich⸗-rechtlicher Genoſſenſchaften beſchränkt 
ſich auf das Vermögen, das einem werbenden Be⸗ 
trieb gewidmet tft ($ 4 Abſatz 3 Ziffer 2 AufbrV). 

Das Reichsbewertungsgeſetz zählt im § 56 Abſatz 1 

verſchiedene Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und 
Vermögensmaſſen kraft ihrer Rechtsform zu den 
gewerblichen Betrieben. Es gehören dazu 8 56 Abſatz 1 
Ziffern 2 und 5 RBewcß gemäß auch die eingetragenen 
und die nicht eingetragenen Genoſſenſchaften. Alle Wirt⸗ 
ſchaftsgüter, die einer Genoſſenſchaft gehören, bilden eine 
wirtſchaftliche Einheit des Betriebsvermögens. Genoſſen⸗ 
ſchaften können nur Betriebsvermögen beſitzen. Es 
kommt nicht darauf an, ob die ihnen gehörigen Wirtſchafts⸗ 
güter dem Betrieb tatſächlich dienen. 
2 § 60 RBewc enthält eine Vergünſtigung für 
Schachtelgeſellſchaften. Beteiligungen an anderen 
Geſellſchaften werden nicht zum Vermögen der Schachtel 
geſellſchaft gerechnet, wenn beſtimmte Vorausſetzungen er⸗ 
füllt ſind. Dieſe Vergünſtigung gilt nicht für die Ge⸗ 
noſſenſchaften. Die wirtſchaftliche Verflechtung 
mehrerer Geſellſchaften iſt eine Eigenart der Kapital⸗ 
geſellſchaften. 

8. 6 Abſatz 1 NSG unterwirft die kleineren 
Kapitalgeſellſchaften der Mindeſtbeſteue⸗ 
rung. Sie ſollen dadurch veranlaßt werden, ihre anonyme 
Rechtsform aufzugeben und das Geſchäft als Einzelkauf⸗ 
mann oder als Perſonengeſellſchaft fortzuführen. Bei den 
Genoſſenſchaften ſteht nicht das Kapital, ſondern 
die Perſon des Genoſſen im Vordergrund. Ihre Ziele 
laſſen ſich oft nur mit Hilfe des genoſſenſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenſchluſſes verwirklichen. Die Vorſchriften über die 
Mindeſtbeſteuerung finden auf Genoſſenſchaften keine 
Anwendung. Es gilt für ſie die Beſteuerungs⸗ 
arenae des 8 6 Abſatz 2 NSS. Genoſſenſchaften, deren 
Geſamtpermögen 10 500 RM (abgerundet 10000 RM) 
nicht überſteigt, unterliegen danach nicht der Ver⸗ 
mögenſteuer. Uberſteigt das Geſamtpermögen dieſe 
Grenze, ſo unterliegt das ganze Vermögen der Ver⸗ 
mögenſtener. 

Das Reichsbewertungsgeſetz läßt bei den Kapital⸗ 
geſellſchaften das Grundkapital oder das Stamm- 
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kapital zum Abzug nicht zu. Es dürfen auch bei den 
Perſonengeſellſchaften die im Geſchäft arbeiten⸗ 
den Gelder der Geſellſchafter nicht abgezogen werden. Ent⸗ 
ſprechendes gilt für die Genoſſenſchaften wegen 
des Abzugs der Geſchäftsguthaben der Genoſſen. 
Die Geſchäftsguthaben ſind die Einzahlungen auf den Ge⸗ 
ſchäftsanteil. Der Genoſſe kann das Guthaben erſt nach 
ſeinem Ausſcheiden zurückfordern. Während der Mitglied 
ſchaft beſtehen keine Forderungsrechte gegenüber 
der Genoſſenſchaft, ſondern nur Mitgliedſchafts⸗ 
rechte. Die Geſchäftsguthaben ſind deshalb keine 
Schulden der Genoſſenſchaft. Sie können nach allge⸗ 
meinen Grundſätzen ($ 62 RBewcz) nicht abgezo⸗ 
gen werden. Wegen des Abzugs der Geſchäftsguthaben 
auf Grund der beſonderen Beſtimmungen im § 52a 
RBew D Hinweis auf Abſchnitt 8. 

Die Geſchäftsguthaben von Mitgliedern, die im maß⸗ 
gebenden Abſchlußzeitpunkt bereits ausgeſchieden 
ſind (Auseinanderſetzungsguthaben), ſind 
echte Schulden der Genoſſenſchaft. Sie können bei der 
Einheitsbewertung abgezogen werden. Entſprechendes 
gilt für die Geſchäftsguthaben ſolcher Genoſſen, die erſt i in 
maßgebenden Abſchlußzeitpunkt aus ſcheiden. Es han⸗ 
delt ſich auch hier bewertungsrechtlich nicht mehr un Eigen- 
kapital, ſondern um Verbindlichkeiten der Genoſſen⸗ 
ſchaft. Hinweis auf das zur Gewerbeſteuer ergangene 
NFS-Urteil vom 31. Mai 1938, RStl 1938 S. 787. Die 
Rechtslage iſt bei der Körperſchaftſteuer anders. Bei 
der Körperſchaftſteuer ſind Warenrückvergütungen inſoweit 
nicht abzugsfähig, als der Geſamtbetrag der auf die Ge⸗ 
ſchäftsguthaben ausgeſchütteten Gewinnanteile hinter dem 
Betrag einer angemeſſenen Verzinſung des Eigenkapitals 
der Genoſſenſchaft zurückbleibt (§ 5 Abſatz 2 der Verordnung 
über die Körperſchaftſteuer der Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften vom 8. Dezember 1939, RGBl 1 S. 239., 
RSt l 1939 S. 1189). Zum Eigenkapital im Sinn dieſer 

eſtimmung gehört auch das Geſchäftsguthaben des aus⸗ 
ſcheidenden Genoſſen. Es kommt für die Körperſchaft⸗ 
ſteuer auf die Feſtſtellung des Eigenkapitals an, das an 
dem Wirtſchaftsergebnis des letzten Geſchäftsjahrs beteiligt 
war. Der ausſcheidende Genoſſe nimmt noch an dem 
Jahresergebnis des Geſchäftsjahrs teil, das ſeinem Aus⸗ 
cheiden vorausgeht. 


3. Beſondere Vorſchriften für die Genoſſenſchaften 
Die früheren Reichsbewertungsgeſetze enthielten 
beſondere Beſtimmungen über den Abzug der Ge— 
ſchäftsguthaben bei Genoſſenſchaften und über ent⸗ 
Iprechende Vergünſtigungen bei den genoſſenſchaftlichen 
Spitzenverbänden und Prüfungsverbänden. Dieſe Vergün⸗ 
tigungen galten für alle eingetragenen Genoſſenſchaften. 
te waren an keine weiteren Vorausſetzungen geknüpft. 
Hinweis auf § 28 Abſatz 2 RVBewcß 1925 und auf & 47 
Abſatz 2 NV 1931. Das Reichsbewertungsgeſetz 1934 
enthält keine entſprechenden Vorſchriften. Es wurden je- 
boch die bisherigen Vergünſtigungen durch die Verord⸗ 
nung vom 5. Juli 1935 über die Bewertung des Ver⸗ 
mögens von Genoſſenſchaften nach dem Stand vom 1. Ja⸗ 
tar 1935 (RGB 1 S. 907, RESP 1935 S. 995) für einen 
lbergangszeitraum aufrechterhalten. Dieſe Ver⸗ 
ardnung iſt letztmalig bei Fortſchreibungen und bei 
Nachfeſt ſtellungen von Einheitswerten auf den 
Januar 1940 anzuwenden. 
a „Der Reichsminiſter der Finanzen hat auf Grund der 
33 12 und 13 AO die Vermögensbeſteuerung der Genoſſen⸗ 
aften in der Veordnung zur Anderung der Durchfüh⸗ 
kungsbeſtimmungen zum Reichsbewertungsgeſetz und zum 
ermögenſtenergeſetz vom 22. November 1939 (RGBl I 
. 2271, R Sta 1939 S. 1133) neu geregelt. Hinweis 
auch auf §S 22 VSt. Die Neuregelung iſt im § 52a 
* ew DV und im 815 StD enthalten. Dieſe Vor⸗ 
ſchriften werden durch die Abſchnitte 25 und 68 
t R ergänzt. Die neuen Beſtimmungen find erſt⸗ 

malig bei der Hauptfeſtſtellung der Einheits⸗ 
werte der gewerblichen Betriebe und bei der Hauptveran⸗ 
nung der Vermögenſteuer auf den 1. Januar 1940 
anzuwenden. 
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Es ſind jetzt drei Arten von Genoſſenſchaften zu 
unterſcheiden: 

1. Genoſſenſchaften, die vollſtändig befreit ſind; 

2. Genoſſenſchaften, die durch den Abzug der Geſchäftsgut⸗ 
haben ſteuerbegünſtigt werden; 

3. Genoſſenſchaften, die keinerlei Steuerbegünſtigung 
genießen. 

Hinweis auf Uhlich, DStZ 1940 S. 257. 

Im einzelnen gilt das folgende: 

1. Vollſtändig befreit ſind: 

a) die landwirtſchaftlichen Nutzungs⸗ und 
Verwertungsgenoſſenſchaften (Hinweis 
auf die Abſchnitte 4 und 5 a bis c), 

b) darüber hinaus alle landwirtſchaftlichen 
Kleinſtgenoſſenſchaften (Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 5 d); 

2. Es werden durch den Abzug der Geſchäftsguthaben 
ſteuerbegünſtigt: f 
a) die Kreditgenoſſenſchaften und die hand⸗ 

werklichen Werk⸗ und Lieferungsgenoſ⸗ 
ſenſchaften ohne Rückſicht auf die Höhe ihres 
Vermögens (Hinweis auf die Abſchnitte 6 und 7), 
die Warengenoſſenſchaften, wenn ihr Roh⸗ 
vermögen 300 000 Reichsmark nicht überſteigt (Hin⸗ 
weis auf Abſchnitt 8); 

3. Keinerlei Steuerbeg ünſtigung ge⸗ 
nießen: 

a) diejenigen Genoſſenſchaften, die nicht zu einer be⸗ 
freiten oder begünſtigten Gruppe von Ge⸗ 
noſſenſchaften gehören; 
diejenigen Genoſſenſchaften, die zwar zu einer 
ſolchen Gruppe gehören, aber nicht die beſonderen, 
für dieſe Gruppe geltenden Vorausſetzungen 
erfüllen. Es gehören dazu z. B. alle Waren⸗ 
genoſſenſchaften mit einem Rohvermögen von 
mehr als 300000 Reichsmark; 
die genoſſenſchaftlichen Prüfungs verbände, 
dis bisher das Verbandsvermögen abziehen konnten. 
Dieſe Verbände waren ſchon bisher in vollem Um⸗ 
fang körperſchaftſteuerpflichtig und gewerbeſteuer⸗ 
pflichtig. 

Der Kreis der begünſtigten Genoſſenſchaften war 
bisher für jede Steuerart beſonders abgegrenzt 
worden. Es wurden z. B. bei der Körperſchaftſteuer 
in der Regel nur Genoſſenſchaften begünſtigt, deren Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb ſich auf den Kreis der Mitglieder 
beſchränkte, bei der Vermögenſteuer dagegen 
auch ſolche, die Geſchäfte mit jedermann tätigten 
(Hinweis auf das RF H⸗Urteil vom 19. Januar 1934, RStBl 
1934 S. 231). Anderſeits waren die landwirtſchaftlichen 
Nutzungs- und Verwertungsgenoſſenſchaften ſchon bisher bei 
der Gewerbeſteuer vollſtändig befreit. Bei der Ver⸗ 
mögenſteuer wurden ſie nur durch den Abzug der Ge⸗ 
ſchäftsguthaben begünſtigt. Die Neuregelung führt 
auf allen drei Steuerrechtsgebieten eine weit⸗ 
gehende Vereinheitlichung herbei. Der Kreis der 
begünſtigten Genoſſenſchaften iſt nunmehr für alle drei 
Steuerarten, ſoweit möglich, nach denſelben Merk⸗ 
malen abgegrenzt worden. Wegen der Neuregelung 
der Körperſchaftſteuer Hinweis auf Binder, 
DStz 1939 S. 998. Wegen der Neuregelung der Ge⸗ 
werbeſteuer Hinweis auf Meuſchel, DStz 1940 
S. 122, und auf Seewaldt, DSF 1940 S. 163. 

Die Neuregelung berührt nicht die Vermögensbeſteue⸗ 
rung der als gemeinnützig anerkannten Baugenoſſen⸗ 
ſchaften. Dieſe Genoſſenſchaften find ohne weiteres 
befreit, wenn fie die Vorausſetzungen des 8 A VSt 
erfüllen. Dasſelbe beſtimmen § 12 Erſte NKSDVO und 
§ 37 Dritte GewSt dV. Die Bauſparkaſſen fallen 
nicht unter $ 4 VSt. Sie gehören auch nicht zu den 
f 8 52 a Ziffer 1 RBewꝰDv begünſtigten Kreditgenoſſen⸗ 

haften. 


4. Em wirtſchaftliche Nutzungs⸗ und Verwertungsgenoſſen⸗ 


b 


— 


© 


— 


aften 
Die landwirtſchaftlichen Nutzungs⸗ und Ver⸗ 
wertungsgenoſſenſchaften erfüllen auf dem 
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Gebiet der Marktordnung wichtige Aufgaben. Sie fördern 
die Erzeugung beſonders der kleineren bäuerlichen Betriebe 
und ſichern die Verwertung und die Verteilung der ge⸗ 
wonnenen Rohſtoffe. Es waren bei ihnen bisher nur die 
Geſchäftsguthaben der Genoſſen abzuziehen. Sie find fetzt 
§ 15 VSt gemäß vollſtändigbefreit. Die Steuer⸗ 
befreiung iſt von verſchiedenen Vorausſetzungen ab⸗ 
hängig. Genoſſenſchaften, die dieſe Vorausſetzungen nicht 
oder nicht in vollem Umfang erfüllen, ſind grund⸗ 
ſätzlich voll ſteuerpflichtig. Eine Aufteilung 
des Vermögens in einen ſteuerpflichtigen und in einen ſteuer⸗ 
freien Vermögensteil findet nicht ſtatt. Es iſt auch bei der 
Körperſchaftſteuer keine Aufteilung des Gewinns vorgeſehen. 
Eine Aufteilung würde in der Praxis zu Schwierig⸗ 
keiten führen. Kleine landwirtſchaftliche Nutzungs⸗ 
und Verwertungsgenoſſenſchaften, die die Vorausſetzungen 
des § 15 VSt nicht erfüllen, können für eine Befreiung 
als Kleinſtgenoſſenſchaften in Betracht kommen 
(Hinweis auf Abſchnitt 5 d). 

Landwirtſchaftliche Nutzungs- und Verwertungsgenoſſen⸗ 
ſchaften fallen unter $ 15 VSt DV, 


1. wenn fie nur im Bereich der Land- und Forſt⸗ 
wirtſchaft tätig find; 

2. wenn ſich außerdem die Art ihrer Tätigkeit ö 
a) bei Nutzungsgenoſſenſchaften auf die ne- 

meinſchaftliche Benutzung land- und forſtwirt⸗ 

19 Betriebseinrichtungen oder Betriebsgegen⸗ 

ände, 

b) bei Verwertungsgenoſſenſchaften auf 
die Bearbeitung oder die Verwertung von 
land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Erzeugniſſen der Mit⸗ 
glieder 

beſchränkt; . 

3. wenn ſie außerdem mit den Geſchäften, die den eigent⸗ 
lichen Zweck ihrer Tätigkeit darſtellen, nicht über den 
Kreis der Mitglieder hinausgehen. Das 
gilt nicht, ſoweit Ausnahmen ausdrücklich vorgeſehen ſind. 

a) Bereich der Land⸗ und Forſtwirtſchaft 

Der Bereich der Land- und Forſtwirtſchaft wird in 
8 28 u. f. RBewch und in den §§ 26 und 30 RBew D ab⸗ 
gegrenzt. Hinweis auch auf Teil I Abſchnitt 7 des Rdß⸗Er⸗ 
laſſes vom 8. Auguſt 1935 (RStBl 1935 S. 1074). Es fallen 
unter den Begriff der Land⸗ und Forſtwirtſchaft auch der 
Weinbau und der Gartenbau. Vorausſetzung für 
die Steuerbefreiung iſt bei den Nutzungsgenoſſen. 
ſchaften, daß ſie nur ſolche Betriebseinrichtungen und 
Betriebsgegenſtände unterhalten, die ausſchließlich dazu be⸗ 
ſtimmt find, die Bewirtſchaftung der land und forſt ⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebe der Mitglieder zu 
fördern. Verwertungsgenoſſenſchaften ſind 
noch im Bereich der Land- und Forſtwirtſchaft tätig, wenn ſie 
einen Betrieb unterhalten, der die Merkmale eines Neben⸗ 
betriebs der land- und forſtwirtſchaftlichen Hauptbetriebe 
der Genoſſen erfüllt. § 15 Ziffer 2 VSt DV beſtimmt, daß 
nur die von den Mitgliedern ſelbſt gewonnenen land» 
und forſtwirtſchaftlichen Erzeugniſſe bearbeitet oder ver⸗ 
wertet werden dürfen. Werden neben den ſelbſt gewonnenen 
Erzeugniſſen andere Erzeugniſſe, wenn auch nur in ge⸗ 
ringem Umfang, bearbeitet oder verwertet, ſo iſt die Ge⸗ 
noſſenſchaft in vollem Umfang ſteuerpflichtig 
(Abſchnitt 68 Abſatz 5 Schlußſatz VSt). 

Beiſpiel: 

Eine Viehverwertungsgenoſſenſchaft iſt vermögenſteuer⸗ 
frei, wenn ſie nur das von ihren Mitgliedern aufgezogene Vieh 
abſetzt. Sie iſt in vollem Umfang vermögenſteuerpflichtig, 
wenn ſie auch nur wenige Stück fremdes Vieh ankauft. 

Die Verwertung ſchließt die Verarbeitung ein. Es iſt 
deshalb für die Steuerbefreiung unschädlich, wenn die Ge- 
noſſenſchaft die Erzeugniſſe der Genoſſen erſt nach vorheriger 
Verarbeitung verwertet. Das Ablieferungsprodukt muß 
aber nach der Verkehrsauffaſſung noch ein Erzeugnis 
der Land⸗ und Forſtwirtſchaft ſein. Die Ver⸗ 
arbeitung liegt nicht mehr im Bereich der Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft, wenn das fertige Erzeugnis nach der Verkehrs- 
anſchauung nicht mehr ein land⸗ und forſtwirtſchaftliches, 
ſondern ein gewerbliches Erzeugnis iſt. 


Beiſpiele: 

A. Eine Molkereigenoſſenſchaft verarbeitet einen Teil der von den 
Genoſſen angelieferten Milch zu Butter und Käſe. Die Ver⸗ 
arbeitung liegt noch im Bereich der Landwirtſchaft. 

B. Eine forſtwirtſchaftliche Verwertungsgenoſſenſchaft verarbeitet 
das von den Genoſſen angelieferte Holz zu Zellſtoff und 
Papier. Die Verarbeitung liegt nicht mehr im Bereich der 
Forſtwirtſchaft. 


b) Aufgabenkreis 


Der Geſchäftsbetrieb der Genoſſenſchaft darf ſich nur 
auf die gemeinſchaftliche Benutzung von BVetriebseinrich⸗ 
tungen oder Betriebsgegenſtänden oder auf die Bearbeitung 
oder die Verwertung von Erzeugniſſen der Mitglieder 
erſtrecken. Es können auch beide Arten von Geſchäften 
nebeneinander betrieben werden. Es fallen nicht unter die 
Befreiungsvorſchrift die landwirtſchaftlichen Bezugs ⸗ 
und Abſatzgenoſſenſchaften, die neben dem Abſatz 
der Erzeugniſſe ihrer Mitglieder auch noch den ge⸗ 
meinſchaftlichen Einkauf von Bedarfsgegenſtänden 
für ihre Mitglieder beſorgen. Dieſe Genoſſenſchaften ſind 
grundſätzlich in vollem Umfang ſteuerpflichtig. Es ſind 
jedoch bei ihnen § 52a Ziffer 3 RBew DV gemäß die Ge⸗ 
ſchäftsguthaben der Mitglieder abzuziehen, wenn ihr Roh⸗ 
vermögen im Abſchlußzeitpunkt nicht mehr als 300 000 Reichs⸗ 
mark betragen hat (Abſchnitt 68 Abſatz 2 Satz 3 VSM). 

Die Belieferung der Mitglieder mit land- und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Bedarfsartikeln hebt in beſtimmten 
Fällen die Befreiung nicht auf. Es muß ſich um ein 
ſteuerlich nicht ſchädliches Hilfsgeſchäft handeln. 
Hinweis auf Abſchnitt 68 Abſatz 6 VStR. 

Beiſpiele: 

A. Eine Molkereigenoſſenſchaft liefert ihren Mitgliedern Molkerei⸗ 
bedarfsartikel (Milchkannen uſw.). | 

B. Eine Winzergenoſſenſchaft liefert ihren Mitgliedern Mittel zur 
Schädlingsbekämpfung. 

c) Kundenkreis 

Die Genoſſenſchaft darf Geſchäfte, die den eigentlichen 
Zweck ihrer Tätigkeit darſtellen, nur mit Mitgliedern 
abſchließen. Nutzungsgenoſſenſchaften, die an der Nutzung 
ihrer Betriebsgegenſtände oder Betriebseinrichtungen auch 
Nichtmitglieder teilnehmen laſſen, und Verwertungs⸗ 
genoſſenſchaften, die auch die Erzeugniſſe von Nichtmit⸗ 
gliedern verwerten, ſind grundſätzlich in vollem 
Umfang e ſteuerpflichtig. Es ſollen nur ſolche Ge⸗ 
noſſenſchaften begünſtigt werden, die dem Genoſſen⸗ 
ſchaftsgedanken gemäß mit ihren Geſchäften über den 
Kreis der Mitglieder nicht hinausgehen. Die Zeitverhält⸗ 
niſſe zwingen jedoch die landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften, im Intereſſe der Marktregelung in weitem Umfang 
Geſchäfte auch mit anderen Volksgenoſſen zu machen. Ed 
wäre unbillig, den Genoſſenſchaften aus dieſem Grund 
die Steuerfreiheit zu verſagen. Es werden deshalb Ger 
ſchäfte mit Nichtmitgliedern in den folgenden Fällen 
nicht als ſteuerſchädlich angeſehen: 

1. wenn die Genoſſenſchaft die Geſchäfte mit den Mitgliedern 
einer ihr angeſchloſſenen Anſchlußgenoſſen⸗ 
ſchaft oder Lieferungsgenoſſenſchaft ab 
ſchließt (Abſchnitt 68 Abſatz 7 VSM), 

2. wenn die Genoſſenſchaft die Geſchäfte mit den Nichtmit⸗ 
gliedern auf Grund geſetzlicher Vorſchriften 
oder auf Anordnungen des Staats, der Partei, des 
Reichsnährſtands oder der dieſem unterſtellten Milch- 
und Fettwirtſchaftsverbände vornehmen muß (Ab- 
ſchnitt 68 Abſatz 8 VStR), 

3. wenn die Genoſſenſchaft durch eine Beſcheinigung 
des Reichsbauernführers oder der zuſtändigen Landes 
bauernſchaft nachweiſt, daß die Geſchäfte mit den Nicht⸗ 
mitgliedern aus ernährungspolitiſchen Gründen er 
forderlich find (Abſchnitt 68 Abſatz 9 VSM). 

Dasſelbe gilt für die Körperſchaftſteuer. Es 
müſſen jedoch in den Fällen zu 2 und 3 die Gewinne aus 
den Geſchäften mit den Nichtmitgliedern in der Regel ver⸗ 
ſteuert werden. Bei der Vermögenſteuer wird die 
Steuerbefreiung durch den Abſchluß ſolcher Geſchäfte nicht 
eingeſchränkt. 
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„Das Verbot des Abſchluſſes von Geſchäften mit Nicht: 
mitgliedern gilt nur für ſolche Geſchäfte, die den eigent⸗ 
lichen Zweck der Tätigkeit der Genoſſenſchaft darſtellen. 
Es ſind davon die Gegengeſchäfte und die Hilfs⸗ 
geſchäfte und Nebengeſchäfte zu unterſcheiden. Die 
Gegengeſchäfte, die zur Durchführung der eigentlichen 
Zweckgeſchäfte unbedingt erforderlich ſind, und die zwingend 
gebotenen Hilfsgeſchäfte und Nebengeſchäfte ſind regelmäßig 
ſteuerunſchädlich. 

Beiſpiele: 

A. Eine Dreſchgenoſſenſchaft erwirbt von einem Nichtmitglied eine 
Dreſchmaſchine zur gemeinſchaftlichen Benutzung durch die Mit⸗ 

i geschäft Der Erwerb ift ein ſteuerlich nicht ſchädliches Gegen⸗ 

eſchäft. 

B. Eine Winzergenoſſenſchaft verkauft die von den Genoſſen an⸗ 
gelieferten Weine an Nichtmitglieder. Der Vertauf iſt ein 
ſteuerlich nicht ſchädliches Gegengeſchäft. 

C. Eine neu gegründete Genoſſenſchaft erwirbt von Nichtmitglie⸗ 
dern ein Betriebsgrundſtück und die zur Ausübung des Ge⸗ 
ſchäftsbetriebs erforderliche Büroeinrichtung. Der Erwerb iſt 
ein ſteuerlich nicht ſchädliches Nebengeſchäft. 

5. Andere landwirtſchaftliche Genoſſenſchaften 

a) Molkereigenoſſenſchaften 

Die Molkereigenoſſenſchaften ſind reine 

Verwertungsgenoſſenſchaften, wenn ſie ſich 

darauf beſchränken, die in den Betrieben der Genoſſen er- 

zeugte Milch zu verwerten. Es iſt in verſchiedenen 

Wirtſchaftsgebieten Brauch, daß die Genoſſen die geſamte 

Rohmilch an ihre Molkereigenoſſenſchaft abliefern und von 

ihr Milcherzeugniſſe für den eigenen Bedarf zurückerhalten. 

Die Molkereigenoſſenſchaften kaufen die Milcherzeugniſſe 

für den Bedarf der Genoſſen oft von Nichtmitglie⸗ 

dern zu. Solche Molkereigenoſſenſchaften wären an ſich als 

Bezugs⸗ und Abſatzgenoſſenſchaften in vollem Umfang 

ſteuerpflichtig. Es wäre unbillig, dieſen Genoſſen⸗ 

ſchaften wegen der Rücklieferung von Milcherzeugniſſen an 
die Genoſſen die Steuerfreiheit zu verſagen. Die Abliefe⸗ 
rung der geſamten Rohmilch dient der Marktrege⸗ 
lung. Es kommt auch vor, daß Molkereigenoſſenſchaften 
derartige Bezugsgeſchäfte mit Nichtmitgliedern zur 

Sicherſtellung des Bedarfs der Bevölke⸗ 

rung vornehmen. Molkereigenoſſenſchaften, die Butter, 

Käſe und Magermilch zur Rücklieferung an 

die Genoſſen oder auf Anordnung des Reichsnährſtands 

oder auf Beſcheinigung des Reichsbauernführers oder 
der Landesbauernſchaft zukaufen, werden deshalb den 
reinen Verwertungsgenoſſenſchaften gleichgeſtellt 

(Abſchnitt 68 Abſatz 3 Satz 1 VSt). Sie unterliegen mit 

den Gewinnen aus den Rücklieferungen der Körper ⸗ 

ſchaftſteuer. Bei der Vermögenſteuer wird die 

Steuerbefreiung durch die Rücklieferungen nicht einge⸗ 

ſchränkt. Der Zukauf kann ausnahmsweiſe auch ein 

ſteuerlich nicht ſchädliches Hilfsgeſchäft ſein, wenn die 

Mitglieder infolge eines Notſtands an die Genoſſenſchaft 

nur ſo geringe Milchmengen abliefern, daß die Genoſſen— 

ſchaft ihren Betrieb nur mit Hilfe von fremden Zukäufen 
aufrechterhalten kann. Hinweis auf das NFH-Urteil vom 

20. März 1928 (Bd. 23 S. 103, RStBl 1928 S. 138). 


b) Nicht eingetragene Genoſſenſchaften 
und genoſſenſchaftsähnliche Vereini⸗ 
gungen i 

Genoſſenſchaften, die in das Genoſſenſchaftsregiſter 
nicht eingetragen ſind und genoſſenſchafts⸗ 
ähnliche Vereinigungen waren bisher bei der Vermögen⸗ 
ſteuer nicht begünſtigt. Dasſelbe gilt im allgemeinen 
auch jetzt noch. Eine Ausnahme beſteht für rechtsfähige 

olkereivereinigungen und Molkerei⸗ 
genoſſenſchaften, die nicht in das Genoſſenſchaftsregiſter 
eingetragen ſind, aber der Aufſicht der amtlichen Berufsver⸗ 
tretung unterliegen. Sie werden den eingetragenen Ge⸗ 

noſſenſchaften gleichgeſtellt (Abſchnitt 68 Abſatz 3 Satz 2 

VEN). 


e) Zentralen . | 

Die Zentralen der landwirtſchaftlichen 
Nutzungs⸗ und Verwertungsgenoſſen⸗ 
ſchaften fallen ebenfalls unter 815 VSt DV. Die Steuer⸗ 


befreiung tritt aber nur ein, wenn ſich die Zentrale auf ihre 
eigentlichen genoſſenſchaftlichen Aufgaben beſchränkt. Dieſe 
Vorausſetzung iſt erfüllt, wenn die Mitglieder zu mindeſtens 
90 v. H. aus ſteuerbefreiten Genoſſenſchaften beſtehen. Es 
iſt für die Steuerbefreiung ohne Bedeutung, ob die Zen⸗ 
trale als Genoſſenſchaft oder als Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft betrieben wird. 

Die Zentralen der Bezugs⸗ und Abſatz⸗ 
genoſſenſchaften ſind wie die von ihnen betreuten 
Genoſſenſchaften ſelbſt grundſätzlich in vollem Umfang ver⸗ 
mögenſteuerpflichtig. Es gilt jedoch für ſie die 
Vergünſtigung des § 52a Ziffer 3 RBewDd für Waren⸗ 
genoſſenſchaften, wenn ſie als Genoſſenſch a ft betrieben 
werden (Abſchnitt 68 Abſatz 4 Schlußſatz BSR). Für die 
Zentralen von Bezugs⸗ und Abſatzgenoſſenſchaften in Form 
einer Kapitalgeſellſchaft iſt eine Vergünſtigung 
nicht ausdrücklich vorgeſehen. Es kann aber angenommen 
werden, daß für ſolche Zentralen § 52a Ziffer 3 RBew DV 
ſinngemäß gilt. Hinweis auf die entſprechende Rege⸗ 
lung für die Zentralkaſſen (unten Abſchnitt 7 letzter 
Abiak). 

d) Kleinſtgenoſſenſchaften 

Kleine landwirtſchaftliche Genoſſenſchaften, die die 
allgemeinen Vorausſetzungen für eine Befreiung nicht er⸗ 
füllen, werden innerhalb beſtimmter Grenzen zur Kör⸗ 
perſchaftſteuer entweder überhaupt nicht oder nur 
mit großzügig ermittelten Pauſchbeträgen herangezogen. 
Hinweis auf Abſchnitt C des zur Körperſchaftſteuer ergan⸗ 
genen Nd%-Erlafjes vom 11. Dezember 1939 S 2515 — 
300 III (RStBl 1939 S. 1198). Es kann ſich dabei in der 
Regel nur um Genoſſenſchaften handeln, die ein gerin⸗ 
ges Vermögen beſitzen. Solche Genoſſenſchaften ſind 
von der Vermögenſteuer ſchon auf Grund der Be⸗ 
ſteuerungsgrenze des § 6 Abſatz 2 VSt befreit. 
Die Vorſchrift über die Freiſtellung der landwirtſchaftlichen 
Kleinſtgenoſſenſchaften von der Vermögenſteuer im 
Abſchnitt 68 Abſatz 10 VStq gilt deshalb nur in den weni⸗ 
gen Fällen, in denen das Geſamtvermögen einer unter dieſe 
Beſtimmung fallenden Genoſſenſchaft die Beſteuerungs⸗ 
grenze von 10 000 Reichsmark überſteigt. 

Landwirtſchaftliche Kleinſtgenoſſenſchaften im 
Sinn des Abſchnitts 68 Abſatz 10 VSt find Genoſſen⸗ 
ſchaften, die überwiegend mit der Landwirt⸗ 
ſchaft zuſammenhängen. Es kommt nicht darauf 
an, ob die Vorausſetzungen des 8 15 VBSIDV oder des 
§ 52 a RBew DV erfüllt find. Es können alſo z. B. auch 
ſolche Kleinſtgenoſſenſchaften darunter fallen, deren Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb über den Kreis der Mitglieder hinausgeht. 
Die Befreiung als Kleinſtgenoſſenſchaft kommt insbeſondere 
für die kleinen Bezugs⸗ und Abſatzgenoſſen⸗ 
ſchaften und für die kleinen Spar⸗ und Dar⸗ 
lehnskaſſen in Betracht. Es fallen darunter auch die 
kleinen Elektrizitätsgenoſſenſchaften, deren 
Abnehmer überwiegend Bauern und Landwirte ſind. 

Vorausſetzung für die Befreiung als Kleinſt⸗ 
genoſſenſchaft iſt, daß die Genoſſenſchaft ehrenamtlich 
geleitet wird. Das iſt der Fall, wenn die Vorſtands⸗ 
mitglieder ehrenamtlich tätig ſind und der 
Rechner die Genoſſenſchaftsgeſchäfte nebenamtlich 
allein und ohne fremde bezahlte Hilfe führt. Hinweis auf 
Abſchnitt II Abſatz 2 der Grundſätze für die Gewährung des 
Zinsvoraus vom 23. Dezember 1938 (Deutſcher Reichsan⸗ 
zeiger vom 27. Dezember 1938 Nr 301). 


6. Handwerkliche Genoſſenſchaften 


Es gibt auf dem Gebiet der gewerblichen Wirt⸗ 
ſchaft einzelne Gruppen von Genoſſenſchaften, die ähn⸗ 
liche Zwecke verfolgen wie die landwirtſchaftlichen 
Nutzungs- und Verwertungsgenoſſenſchaften. $ 52a Zif⸗ 
fer 2 RBew D gemäß find bei dieſen Genoſſenſchaften die 
Geſchäftsguthaben der Genoſſen abzuziehen. 
Es werden die folgenden drei Gruppen von handwerk⸗ 
lichen Genoſſenſchaften begünſtigt: R 
1. Gewerbliche Werkgenoſſenſchaften 8 52 a 

Ziffer 2 Buchſtabe a RBew D und Abſchnitt 25 Ab⸗ 
ſatz 9 Ziffer 1 BSH), 
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2. Gewerbliche Lieferungsgenoſſenſchaf⸗ 
ten (§ 52 a Ziffer 2 Buchſtabe b RBew DV und Ab⸗ 
ſchnitt 25 Abſatz 9 Ziffer 2 VStg), 

3. Sozial⸗Genoſſenſchaften (Abſchnitt 25 Ab⸗ 
ſatz 10 BSR). 

a) Gewerbliche Werkgenoſſenſchaften 

Handwerker ſchließen ſich oft zu Werkgenoſſen⸗ 
ſchaften zuſamnien, um gemeinſchaftlich Betriebs⸗ 
einrichtungen oder Betriebsgegenſtände zu 
beichaffen, die zur Ausübung ihres Geberbebetriebs erfor⸗ 
derlich ſind, die aber der einzelne aus Mangel an Mitteln 
nicht erwerben kann. Es muß ſich — ähnlich wie bei den 
landwirtſchaftlichen Nutzungsgenoſſenſchaften — um Be⸗ 
triebsgegenſtände und um Betriebseinrichtungen handeln, 
die der techniſchen Durchführung des Be⸗ 
triebs des einzelnen Genoſſen dienen. Die Be⸗ 
triebseinrichtung oder der Betriebsgegenſtand darf nur ein 
den Betrieb des Genoſſen förderndes Hilfsmittel ſein. 

Umfangreiche Anlagen, z. B. Schlachthöfe, Bäckereien oder 

Wäſchereien, fallen nicht darunter. Genoſſenſchaften, die 

ſolche Anlagen unterhalten, find voll ſteuerpflichtig. 

Beiſpiele: 

A. Mehrere Malermeiſter beſchaffen gemeinſam ein Baugerüſt, 
das ſie abwechſelnd zur Ausführung ihrer Aufträge benutzen. 
Die Betriebseinrichtung einer ſolchen Gerüſtbaugenoſſenſchaft 
iſt lediglich ein Hilfsmittel zur techniſchen Durchführung des 
Betriebs des einzelnen Genoſſen. 

B. Die Bäckermeiſter eines größeren Bezirks ſchließen ſich zu 
einer Bäckereigenoſſenſchaft zufanunen. Die Väckereigenoſſen⸗ 
ſchaft ſtellt in eigenen Anlagen Backwaren her und liefert die 
Erzeugniſſe an ihre Mitglieder zum Weiterverkauf. Es handelt 
ſich hier nicht um ein mehr nebenſächliches Hilfsmittel zur 
techniſchen Durchführung des Betriebs des einzelnen Genoſſen, 
ſondern um einen eigenen Betrieb der Genoſſenſchaft, der für 
den einzelnen Genoſſen lebenswichtig iſt. 

b) Gewerbliche Lieferungsgenoſſen⸗ 
ſchaften 

Die Lieferungsgenoſſenſchaften der Handwerker ſichern 

den Einſatz des Handwerks bei der Vergebung von größeren 
öffentlichen Arbeiten. Es wäre techniſch nicht möglich, den 
einzelnen Handwerker an ſolchen Großaufträgen un⸗ 
mittelbar zu beteiligen. Es ſchließen ſich deshalb die 
in Betracht kommenden Handwerker zu Lieferungs⸗ 
genoſſenſchaften zuſammen. Die in der Lieferungs⸗ 
genoſſenſchaft zuſammengeſchloſſenen Handwerker beteiligen 
ſichgemeinſam an der Durchführung des der Liefe⸗ 
rungsgenoſſenſchaft erteilten Auftrags. 

Beiſpiel: 

Die Wehrmacht vergibt einen Großauftrag zur Herſtellung 
von Uniformen. Der Auftrag wird nicht den einzelnen 
Schneidermeiſtern, ſondern ihrer Lieferungsgenoſſenſchaft er⸗ 
teilt. Die Lieferungsgenoſſenſchaft beteiligt die einzelnen Mit⸗ 
glieder nach Maßgabe ihrer Leiſtungsfähigkeit an der Ausfüh⸗ 
rung des Auftrags. 

Die Lieferungsgenoſſenſchaften der Handwerker ſind mit den 

landwirtſchaftlichen Verwertungsgenoſſenſchaften vergleich⸗ 

bar. Es werden nur ſolche Lieferungsgenoſſenſchaften be⸗ 
günſtigt, die 

1. lediglich die Verwertung von handwerklichen Erzeug⸗ 
niſſen der Mitglieder fördern und außerdem 

2. vom Reichsſtand des Deutſchen Handwerks durch eine 
Beſcheinigung anerkannt ſind. 

c) Sozial⸗Genoſſenſchaften 2 
Die Fürſorge um das Wohl der Gefolgſchaft 

hat viele Handwerker veranlaßt, gemeinſchaftliche Einrich⸗ 

tungen zu ſchaffen, die es ermöglichen, in den Betrieben der 

Handwerker Sozialarbeit zu leiſten (Sozial⸗Genoſſen⸗ 

ſchaften, Sozial⸗Gewerke). Es kommen insbeſondere Ein⸗ 

richtungen zur Verpflegung, zur ärztlichen Be⸗ 
treuung und zur körperlichen Ertüchtigung 
der in den Betrieben der Handwerker tätigen Gefolgſchafts⸗ 
mitglieder in Betracht. Dieſe Genoſſenſchaften werden den 
gewerblichen Werk⸗ und Lieferungsgenoſſenſchaften gleich⸗ 
geſtellt. Sie werden von der Vermögenſteuer in den 
meiſten Fällen §6 Abſatz 2 VSt gemäß vollſtändig 
befreit ſein, weil ihr Geſamtvermögen ſelten mehr als 
10 000 Reichsmark betragen wird. 
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d) Gemeinſames } 

Der Kreis der begünftigten handwerklichen Genoſſen⸗ 
ſchaften iſt bei der Einheitsbewertung derſelbe wie bei 
der Körperſchaftſteuer und bei der Gewerbeſteuer. Die 
Auswirkung der Begünſtigung iſt bei den einzelnen 
Steuerarten nalurgemäß verſchieden. Die Begünſti⸗ 
gung bei der Gewinnbeſteuerung iſt auf die An⸗ 
laufzeitbeſchränkt. Es iſt dadurch für die Genoſſen⸗ 
ſchaften die Möglichkeit und ein gewiſſer Anreiz geſchaffen 
worden, während dieſer Zeit Eigenkapital ſteuerfrei zu 
bilden. Die Begünſtigung bei der Vermögens- 
beſteuerung iſt eine dauernde. 


7. Kreditgenoſſenſchaften 

Die Kreditgenoſſenſchaften erfüllen ähnliche Aufgaben 
wie die Sparkaſſen. Die Befreiungsvorſchrift des § 3 
Abſatz 1 Ziffer 4 VSt ſtellt die Sparkaſſen mit dem 
dem Sparverkehr gewidmeten Vermögensteil von der Ver⸗ 
niögenſteuer frei. Dieſe Befreiungsvorſchrift gilt nicht für 
die Kreditgenoſſenſchaften. Die Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaften dürfen die Bezeichnung „Sparkaſſe“ ohne weiteren 
Zuſatz nicht führen. Sie werden ſteuerlich in anderer 
Weiſe begünſtigt. Es find bei ihnen § 52 à Ziffer 1 
RBewꝰdV gemäß vom Rohvermögen die Geſchäftsgut⸗ 
haben der Genoſſen abzuziehen, wenn fie Kredite 
ausſchließlich an ihre Mitglieder gewähren, Die 
Kreditgenoſſenſchaften find ſchon nach dein Genoſſenſchafts⸗ 
geſetz verpflichtet, ſich bei der Kreditgewährung auf den Mit⸗ 
gliederkreis zu beſchränken. 

Die Frage, was als „Kredit“ gilt, iſt bei der Ein⸗ 
heitsbewertung nach denſelben Merkmalen zu 
entſcheiden wie bei der Körperſchaftſteuer. Ab⸗ 
ſchnitt 25 Abſatz 2 VSt weiſt auf die Begriffsabgrenzung 
im Abſchnitt Eb des zur Körperſchaftſteuer ergangenen 
Rö ⸗Erlaſſes vom 11. Dezember 1939 8 2515 — 300 TU 
(NS 1939 S. 1198) hin. Kredit iſt danach nicht nur die 
leihweiſe Überlaſſung von Geld, ſondern auch die Übernahme 
von Haftungen, von Garantien, von Bürg⸗ 
ſchaften uſw. Es gehören außerdem dazu Vor⸗ 
ſchüſſe und Wechſeldiskontierungen. Als 
Kredit gilt nicht die Anlegung von Geldbeſtänden in 
Wertpapieren und in Guthaben bei anderen 
Kreditinſtituten. Kontoüber ziehungen ſind nur 
dann nicht Kredite, wenn das Konto nur vorüber⸗ 
gehend und in geringem Umfang überzogen 
wird. Es kommt darauf an, in welchem Verhältnis 
das Konto zeitlich und der Höhe nach überzogen wird. 
Beiſpiele: 

A. Ein Landwirt unterhält bei der Genoſſenſchaft während des 
größten Teils des Jahrs ein Guthaben von 50 000 Reichsmark. 
Er überzieht ſein Konto für kürzere Zeit um 5000 Reichsmark. 
Die Überziehung des Kontos wird in der Regel noch nicht als 
Kreditgewährung anzuſehen ſein. 

B. Ein Arbeitnehmer überweiſt der Kreditgenoſſenſchaft zu Ber 
ginn jedes Monats ſein Gehalt in Höhe von 300 Reichsmark. 
Er verbraucht das Guthaben im Laufe des Monats. Er über⸗ 
zieht wiederholt in der zweiten Monatshälfte ſein Konto um 
50 bis 100 Reichsmark. Es iſt in der wiederholten Überziehung 
des Kontos eine Kreditgewährung zu erblicken. 

Das Verbot des Abſchluſſes von Geſchäften mit Nicht⸗ 
mitgliedern gilt nur für Kreditgeſchäfte. Andere 
Geſchäfte fallen nicht darunter. Kreditgenoſſenſchaften 
verlieren die Steuervergünſtigung z. B. nicht deshalb, weil 
ſie den Ankauf und den Verkauf von Wertpapieren für Nicht⸗ 
mitglieder vermitteln oder weil ſie mehr fremde Gelder 
hereinnehmen, als zur Deckung des Kreditbedürfniſſes ihrer 
Mitglieder erforderlich ſind. 

Kreditgenoſſenſchaften im Sinn des § 52 a Ziffer 1 
RBew˖d ſind auch die Spar- und Darlehns⸗ 
kaſſen. Spar- und Darlehnskaſſen, die außerdem noch 
andere Geſchäfte, z.B. Warengeſchäfte, tätigen, 
fallen nur dann darunter, wenn das Geld⸗un d Kredit⸗ 
geſchäft den Hauptgeſchäftszweig darſtellt. 
Überwiegen die anderen Geſchäfte, ſo kann die Spar⸗ 
und Darlehnskaſſe unter Umſtänden als Waren’ 
genoſſenſchaft § 52a Ziffer 3 RBewDV gemäß ber 
alinftigt werden, wenn ihr Rohvermögen 300 000 Reichsmark 
nicht überſteigt (Hinweis auf Abſchnitt 8 b). 
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Die Frage, welcher Geſchäftszweig überwiegt, wird 
für die Einheitsbewertung nach denſelben 
Grundſätzen entſchieden wie für die Körperſchaft⸗ 
ſteuer (Hinweis auf den oben bezeichneten Rͤß⸗Erlaß vom 
11. Dezember 1939 und Abſchnitt 25 Abſatz 4 BSR) Es 
iſt zu prüfen, auf welchen Geſchäftszweig der höhere 
Rohgewinn entfällt. Für die Einheitsbewertung auf 
den 1. Januar 1940 ſind in der Regel die Rohgewinne des 
Wirtſchaftsjahrs maßgebend, das im Jahr 1939 ge⸗ 
endet hat. Zur Vermeidung von Doppelarbeit können 
Spar- und Darlehnskaſſen mit Warengeſchäft ohne weitere 
Prüfung als Kreditgenoſſenſchaften angeſehen werden, wenn 
das Reichsaufſichtsamt für das Kreditweſen beſcheinigt, 
daß das Kreditgeſchäft überwiegt. Es genügt unter Um⸗ 
ſtänden ſchon die Tatſache, daß der Genoſſenſchaft der Zins⸗ 
voraus zuſteht. Der „Zinsvoraus“ ſtellt die Berechtigung 
dar, die hereingenommenen Spargelder uſw. mit etwas 
höheren Zinsſätzen zu verzinſen als den ſonſt maßgebenden 
Höchſtſätzen. Er ſteht nur den Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaften zu. Die Finanzämter werden aber die Tatſache 
allein, daß der Zinsvoraus gewährt wird, in zweifel⸗ 
haften Fällen nicht als ausreichenden Nachweis 
für das Überwiegen des Kreditgeſchäfts werten können. Sie 
find in ſolchen Fällen ohne weiteres berechtigt, jelbit zu 
prüfen, welcher Geſchäftszweig überwiegt. 

Die Zentralkaſſen werden den Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaften gleichgeſtellt, wenn fie Lredite ausſchließlich 
an ihre Mitglieder gewähren und wenn ſie ſich auch 
ſonſt auf ihre eigentlichen genoſſenſchaftlichen 
Aufgaben beſchränken. Das letztere iſt anzunehmen, 
wenn von der Geſamtſumme der Ausleihungen und 
von den Geſamtverpflichtungen mindeſtens 
80 v. H. auf diegenoſſenſchaftlichen Mitglieder 
der Zentralkaſſe und auf das genoſſenſchaftliche Spitzen⸗ 
inſtitut, die Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, ent⸗ 
fallen. Der Anteil der Ausleihungen iſt nach Abſchnitt F 
des Rö ⸗Erlaſſes vom 11. Dezember 1939 zu berechnen (Hin⸗ 
weis auf Abſchnitt 25 Abſatz 8 VStgt). Für die Einheits⸗ 
bewertung auf den 1. Januar 1940 iſt grundſätzlich der 
Stand am Schluß des Wirtſchaftsjahrs maßgebend, das 
im Jahr 1939 geendet hat. Die Vergünſtigung gilt Ab⸗ 
ſchnitt 25 Abſatz 7 VStR gemäß auch für Zentralkaſſen, die 
in Form von Kapitalgeſellſchaften betrieben 
werden. Es iſt bei ihnen anſtatt der Geſchäftsguthaben das 
Grundkapital oder das Stammkapital abzu⸗ 
ziehen. Die Vorſchrift des 8 6 Abſatz 1 VSt® über die 
Mindeſtbeſteuerung bei der Vermögenſteuer bleibt unberührt. 


8. Warengenoſſenſchaften 

Es find bei den Warengenoſſenſchaften 8 52a Ziffer 3 
RBew DV gemäß die Geſchäftsguthaben der Mitglieder wie 
Schulden abzuziehen, wenn ihr Roh vermögen nicht 
mehr als 300 000 Reichsmark beträgt. Rohver⸗ 
mögen iſt der Geſamtwert des gewerblichen Betriebs 
(8 66 Abſatz 4 RBewG) vor Abzug der Schulden (§ 62 
NBewc). Die Geſchäftsguthaben der Genoſſen gehören in 
der Regel nicht zu den § 62 RBewch gemäß abzugsfähigen 
Schulden (Hinweis auf Abſchnitt 2 Abſätze 6 und 7). 
a) Reine Warengenoſſenſchaften 

Warengenoſſenſchaften ſind Genoſſenſchaften, die das 
Warengeſchäft betreiben. Reine Warengenoffen- 
ſchaften ſind die Verbrauchergenoſſenſchaften 
und die landwirtſchaftlichen und gewerblichen Bezugs- 
genoſſenſchaften. Der Begriff „Ware“ in dem Wort 
„Warengenoſſenſchaften“ iſt we it auszulegen. Es fällt 
darunter z. B. auch die Lieferung elektriſcher Energie. Es iſt 
unerheblich, in welcher Handelſtufe die Waren⸗ 
verteilung vorgenommen wird. Die von der Genoſſenſchaft 
den Genoſſen gelieferten Waren können zur Weiterveräuße⸗ 
rung oder zum Verbrauch in der Wirtſchaft des Genoſſen 
beſtimmt ſein. 
b) Gemiſchte Genoſſenſchaften 

Es gibt viele Genoſſenſchaften, die außer dem Waren- 
geſchäft noch einen anderen Geſchäftszweig be⸗ 
treiben. Es kann zweifelhaft ſein, ob und inwieweit ſolche 
Genoſſenſchaften bei der Vermögensbeſteuerung Vergünſti— 
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gungen genießen. Es laſſen ſich die folgenden Grundſätze 

aufitellen: 

1. übersteigt das Rohvermögen den Betrag von 
300 000 Reichsmark, ſo entfällt jede Vergünſtigung. 
Wegen der Ausnahme für Spar⸗ und Darlehnskaſſen mit 
überwiegendem Kreditgeſchäft Hinweis auf Ziffer 4; 

2. Überſteigt das Rohvermögen nicht den Betrag von 
300 000 Reichsmark und betreibt die Genoſſenſchaft außer 
dem Warengeſchäft eine nicht begünſtigte Tätig⸗ 
keit, ſo entfällt ebenfalls jede Vergünſtigung. 
Beiſpiele: 

A. Eine Kreditgenoſſenſchaft mit Warengeſchäft gewährt auch 
Nichtmitgliedern Kredite. 

B. Eine Bäckereigenoſſenſchaft beſchränkt ſich nicht nur auf die 
Verteilung von Backwaren, ſondern ſtellt die Backwaren 
ſelbſt her; 

3. Überſteigt das Rohvermögen nicht den Betrag von 
300 000 Reichsmark und betreibt die Genoſſenſchaft außer 
dem Warengeſchäft eine andere begünſtigte Tätig- 
keit, die entweder die Vorausſetzungen des $ 15 VSt D 
oder des § 52a Ziffern 1 und 2 RBewꝰV erfüllt, fo 
wird ſie ausſchließlich als Warengenoſſenſchaft 
begünſtigt. Es kommt nicht darauf an, welcher Geſchäfts⸗ 
zweig überwiegt. Beiſpiel: Bezugs- und Abſatzgenoſſen⸗ 
ſchaften (Abſchnitt 4b). Wegen der Ausnahme für Spar⸗ 
und Darlehnskaſſen mit überwiegendem Kreditgeſchäft 
Hinweis auf Ziffer 4; 

4. Spar- und Darlehnskaſſen mit Waren⸗ 
geſchäft, bei denen das Kreditgeſchäft über⸗ 
wiegt, werden den reinen Kreditgenoſſenſchaften gleich⸗ 
geſtellt (Hinweis auf Abſchnitt 7 Abſatz 4). 

e) Warenrückvergütungen 

Die Kapitalgeſellſchaften können die aus⸗ 
geſchütteten Dividenden nicht als Betriebſchuld abziehen. 

Es beſteht im Abſchlußzeitpunkt noch keine Schuld der Geſell⸗ 

ſchaft. Der Geſellſchafter erlangt einen Rechtsanſpruch auf 

die Dividende regelmäßig erſt, nachdem der Gewinn feſt⸗ 
geſtellt und die Geſellſchafterverſammlung über ſeine Ver⸗ 
wendung beſchloſſen hat. Der Reichsfinanzhof hat den Abzug 
der ausgeſchütteten Dividende auch dann abgelehnt, wenn 
dem Aktionär feſte Aktienzinſen zugeſichert ſind (Hinweis 
ER AFH-Urteil vom 15. November 1934, RStBl 1935 
658). 

Die Rückvergütungen der Genoſſenſchaften ſind 

in der Regel nicht — wie die Kapitaldividende — als 

Gewinnverteilung, ſondern als Rückzahlung des anfangs zu 

hoch feſtgeſetzten Kaufpreiſes anzuſehen. Die Warenrückver⸗ 

gütungen von Verbrauchergenoſſenſchaften werden dem- 
gemäß bei der Einheitsbewertung als Betriebſchuld zum 

Abzug zugelaiien, wenn den Genoſſen nach der 

Satzung im maßgebenden Abſchlußzeitpunkt ein dem 

Grund und der Höhe nach feſtſtehender Rechtsanſpruch 

auf die Rückvergütung zuſteht (RF H⸗Urteil vom 13. März 

1930, R Stel 1930 S. 294). Die Höhe der Rückvergütung 

kann in einem Hundertſatz des Warenbezugs ausge— 

drückt ſein. a 

Eine abzugsfähige Betriebſchuld beſteht nicht, wenn 
die Rückvergütung erſt nach dem Abſchlußzeitpunkt feſt⸗ 

geſetzt wird (NFH-Urteil vom 13. März 1930, RStBl 1930 

S. 293) oder wenn nach der Satzung die Verteilung der 

Vergütung und deren Höhe von der Genehmigung des 

Hauptabſchluſſes durch die Hauptverſammlung ab⸗ 

hängt (RF H⸗Urteil vom 6. März 1930, RStBl 1930 S. 374). 

Soweit die Rückvergütungen anderer Genoſſen⸗ 
ſchaften wirtſchaftlich die gleiche Bedeutung haben wie die 

Warenrückvergütungen der Verbrauchergenoſſenſchaften, kann 

angenommen werden, daß die Rechtſprechung des Reichs⸗ 

finanzhofs zur Frage des Abzugs der Warenrückvergütungen 
bei der Einheitsbewertung für dieſe Genoſſen⸗ 
ichaften entſprechend gilt. Bei der Körperſchaft⸗ 
ſteuer find die Rückvergütungen der Warengenoſſenſchaften, 
die nicht Verbrauchergenoſſenſchaften ſind, nur unter den 
beſonderen Vorausſetzungen des § 5 der Verordnung 
über die Körperſchaftſteuer der Erwerhs⸗ und Wirticafls- 
genoſſenſchaften vom 8. Dezember 1939 (RGBl S.2391, 
NSHBI 1939 S. 1189) als Betriebsausgabe abzugsfähig. 
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Zerlegung des Gewerbeſteuermeßbetrags 8 30 und 8 33 
GewStG gemäß 
Der Reichsfinanzhof hat ſich im Beſchluß vom 7. Mai 

1940 — I 328/38 — mit der Zerlegung des Gewerbe⸗ 
ſteuermeßbetrags eines Elektrizitätswerks be⸗ 
ſchäftigt, das ſich als mehrgemeindliche Betriebsſtätte über 
eine Anzahl von Gemeinden erſtreckt. Der Beſchluß wird dem⸗ 
nächſt im Reichsſteuerblatt veröffentlicht. Der Reichsfinanzhof hat 
in dem Beſchluß für die Zerlegungen 8 30 GewSt gemäß die 
folgenden Grund ſätze herausgeſtellt, die über den ein⸗ 
gelnen Fall hinaus Bedeutung haben: 

1. Es entſpricht dem Sinn des § 30 GewSt und der Recht⸗ 
ſprechung des Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts, daß den 
berſchiedenen Umſtänden, die dem Geſetz gemäß zu berückſich⸗ 
tigen find, durch die Wahl mehrerer Zerlegungs⸗ 
maßſtäbe — je für beſtimmte Bruchteile des Steuermeß⸗ 
betrags — Rechnung getragen wird; 

2. Es iſt dabei zu beachten, daß das Geſetz in erſter Linie 
die durch das Vorhandenſein der Betriebsſtätte erwachſenden 
Gemeindelaſten berückſichtigt wiſſen will; 

3. Es muß bei der Zerlegung $ 30 GewSt gemäß auch die 
Verſchiedenheit der örtlichen Verhältniſſe in 
den einzelnen Gemeinden berückſichtigt werden; 

4. Gemeindelaſten entſtehen zwar regelmäßig nicht nur 
dort, wo Gefolgſchafts mitglieder des ſteuerpflich⸗ 
tigen Unternehmens wohnen, ſondern auch zum Beiſpiel 
dort, wo ſich lediglich Betriebsanlagen des Unter⸗ 
nehmens befinden. Der weit überwiegende Teil 
der Gemeindelaſten wird aber meiſt auf das Wohnen von An⸗ 
geſtellten und Arbeitern zurückzuführen ſein; 

5. Der dem Zerlegungsmaßſtab „Arbeitnehmer“ zuzuweiſende 
Teil des Steuermeßbetrags iſt zweckmäßig weiter zu zer⸗ 
legen nach der Zahl der Arbeitnehmer und der 
Zahl der Arbeitnehmer und der Zahl der ſchul⸗ 
pflichtigen Kinder dieſer Arbeitnehmer. Die 
Zahl der ſchulpflichtigen Kinder darf nicht unberückſichtigt 
bleiben; 

6. Es iſt unzuläſſig, die Zerlegung des Steuermeßbetrags bei 
einem Elektrizitätswerk, das ſich als mehr⸗ 
gemeindliche Betriebsſtätte darſtellt, lediglich oder 
weit überwiegend — im Fall des genannten Beſchluſſes 
zu 85 v. H. — nach Maßgabe der an die einzelnen Gemeinden 
abgegebenen Kilowattſtunden oder nach Maßgabe der 
Stromeinnahmen vorzunehmen. 

In dem dem Beſchluß zugrunde liegenden Fall eines mehr⸗ 
gemeindlichen Elektrizitätswerks iſt der Reichsfinanzhof zu fol⸗ 
gendem Ergebnis gekommen: Bei der überragenden Bedeu⸗ 
tung des Wohnens von Angeſtellten und Arbeitern und der darauf 
zurückzuführenden Laſten erſcheint es angemeſſen, dem Zer⸗ 
legungsmaßſtab „Arbeitnehmer“ 50 v. H. des 
Steuermeßbetrags zuzuweiſen. Hiervon iſt je die 
Hälfte nach der Zahl der in den einzelnen Gemeinden woh⸗ 
nenden Arbeitnehmer und nach der Zahl der ſchul⸗ 
pflichtigen Kinder dieſer Arbeitnehmer zu zerlegen. 

Dem Vorhandenſein von Betriebsanlagen in 
den einzelnen Gemeinden iſt durch Zuweiſung von 20 v. H. des 


Steuermeßbetrags an dieſen Zerlegungsmaßſtab Rech⸗ 
nung zu tragen. 

Der Reſt des Steuermeßbetrags — 30 v. H. — iſt nach den 
Stromeinnahmen zu zerlegen. Die Stromeinnahmen in 
den Gemeinden, die Wiederverkäufer der von dem ſteuerpflichtigen 
Unternehmen bezogenen Strommengen ſind, können dabei nicht 
ausgeſchaltet werden. 

Der Reichsfinanzhof hat in dem Beſchluß den Antrag einer 
beteiligten Gemeinde, der Zerlegung noch weitere Zerlegungsmaß⸗ 
ftäbe zugrunde zu legen, abgelehnt. Der Reichsfinanzhof hat dabei 
von einer zu großen Verfeinerung der Zer⸗ 
legung bewußt abgeſehen und auf das Erfordernis 
der Vereinfachung des Zerlegungs verfahrens 
hinge wieſen. Der Beſchluß gibt der Praxis klare und 
brauchbare Richtlinien. 

In einem weiteren Beſchluß vom 16. April 1940 
— I 112/40 — hat ſich der Reichsfinanzhof mit der Frage befaßt, 
unter welchen Vorausſetzungen eine Anwendung des § 33 
Gew&tß gerechtfertigt iſt. Dem Wortlaut gemäß iſt dieſe Vor⸗ 
ſchrift anzuwenden, wenn die Zerlegung nach den 88 28 bis 32 
GewStG zu einem „offenbar unbilligen“ Ergebnis 
führt. Es fragt ſich, wann ein Ergebnis als „offenbar un⸗ 
billig“ angeſehen werden muß. 

Der Reichsfinanzhof iſt bei der Entſcheidung dieſer Frage von 
dem Hauptziel des Zerlegungs verfahrens au 
gegangen, den beteiligten Gemeinden denjenigen Anteil am Ge⸗ 
werbeſteuermeßbetrag eines Unternehmens zu ſichern, der ihren 
eigenen durch den Vetrieb und die Gefolgſchaftsmitglieder nebſt 
Angehörigen unmittelbar oder mittelbar bedingten beſonderen 
Aufwendungen ſozialer, kultureller und ſonſtiger Art entſpricht. 
Er hat dann aber weiter ausgeführt, daß von dieſem Geſichts⸗ 
punkt aus die Zerlegung nach den Löhnen, die vom 
Geſetzgeber für die überwiegende Mehrzahl der Betriebe vor⸗ 
geſchrieben ſei, insbeſondere bei Unternehmen, die aus un⸗ 
gleichartigen Betrieben zuſammengeſetzt ſeien, ſelten zu 
einem voll befriedigenden Ergebnis führen 
werde. Gewiſſe Unſtimmigkeiten mußten in Kauf 
genommen werden. Sie hafteten allen Regelungen an, die 
ſich, wie im Fall des Zerlegungsverfahrens, auf einem aus 
Gründen der Arbeitserſparnis abſichtlich roh 
geſtalteten Verfahren aufbauten. Nur bei groben 
Unſtimmigkeiten ſei 833 GewStG anzuwenden. 
Der Nachweis ſolcher Unſtimmigkeiten liege der Gemeinde 
ob, die ſich durch die Anwendung des normalen Zerlegungsmaß⸗ 
ſtabs benachteiligt fühle. Zu einem ſolchen Nachweis genügten 
nicht allgemeine Betrachtungen, ſondern es müßten 
genaue Unterlagen, auch zahlen mäßiger Art, da⸗ 
für beigebracht werden, daß ſich das Zerlegungsergebnis nach den 
Löhnen für die beteiligten Gemeinden im Hinblick auf deren be⸗ 
ſondere Aufwendungen offenbar unbiklig auswirke. 

Der Beſchluß vom 16. April iſt [ehr zu begrüßen. Es 
muß immer wieder betont werden, daß das Zerlegungsbverfahren 
ein „abſichtlich roh geſtaltetes Verfahren“ iſt und 
daß nicht jede kleine Beſonderheit bei den eins 
zelnen beteiligten Gemeinden berückſichtigt 
werden kann. Es iſt zu hoffen, daß auch die Gemeinden ſich 
danach richten und von überflüſſigen Anträgen, die das Zer⸗ 
legungsverfahren ſehr erſchweren, abſehen. 


Wirtſchaftlicher Beobachter 
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Geld, Kredit und äflentliche Finanzen 
Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 9. Juli 1940. 
Steuergutſcheine I: 99,925. — Steuergutſcheine II: 


Juni 1942 103¼, Juli 102,75, Auguſt 102⅜, September 102,—, 
Oktober 101,50, November 101,25. 


Zinsermäßigung und Währungsumſtellung bei den Länder⸗ 
anleihen und den Gemeindeanleihen in der Oſtmark. Die Länder⸗ 
anleihen und die Gemeindeanleihen der Oſtmark, die auf Schil⸗ 
ling oder auf Kronen lauten, gelten als auf Reichsmark um⸗ 
geſtellt auf Grund der Verordnung über die Einführung der 
Reichsmarkwährung im Land Oſterreich. Die Anleihen haben in 
vielen Fällen Zinsſätze, die den jetzigen Verhältniſſen am Kapi⸗ 
talmarkt nicht entſprechen. Es wird deshalb den Gläubigern der 
Anleihen die Herabſetzung der Zins ſätze auf 4 vom 
Hundert angeboten. Das Angebot gilt als angenommen, wenn 
es nicht bis zum 15. Juli 1940 abgelehnt wird. Die Ablehnung 


muß ſchriftlich unter Hinterlegung der Schuldverſchreibung gegen⸗ 
über dem Ausſteller der Schuldverſchreibung erklärt werden. Die 
Ablehnungsfriſt iſt gewahrt, wenn die Erklärung und die Schuld⸗ 
verſchreibung bis zum 15. Juli 1940 mit der Poſt abgeſandt 
werden. — Schuldverſchreibungen, für die das Angebot abgelehnt 
wird, bleiben dauernd in der Verwahrung des Ausſtellers. Die 
Koſten der Verwahrung können dem Hinterleger berechnet wer⸗ 
den. — Die Gläubiger, die das Angebot annehmen, erhalten 
neue Schuldverſchreibungen, die auf Reichsmark lauten. — Die 
Länderanleihen und die Gemeindeanleihen, die auf fremde 
Währung lauten, können auf Antrag der Gläubiger in Schuld⸗ 
verſchreibungen mit einer Verzinſung von 4 vom Hundert 
umgewandelt werden, die auf Reichsmark lauten. Es gelten 
dabei die folgenden Umrechnungsſätze: 100 Nordamerikaniſche 
Dollar — 250,00 Reichsmark, — 100 Schweizer Franken — 
56,70 Reichsmark, — 100 Franzöſiſche Franken — 6,50 Reichs⸗ 
mark, — 100 Holländiſche Gulden — 132,00 Reichsmark. — 
Wegen der Einzelheiten Hinweis auf die Verordnung vom 
14. Juni 1940 (RGBI I S. 895). 


